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2030-1-1-F 

Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Bayerischen Beamtengesetzes 

Vom 11. Mai 1987 

Auf Grund des § 7 des Zehnten Gesetzes zur Än­
derung beamtenrechtlicher Vorschriften vom 
3. August 1986 (GVBl 8. 205) wird nachstehend der 
Wortlaut des Bayerischen Beamtengesetzes 
(BayR8 2030-1-1-F) in der vom 1. Januar 1987 an 
geltenden Fassung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 

1. das Neunte Gesetz zur Änderung beamtenrecht­
licher Vorschriften vom 24. Mai 1985 (GVBl 8. 120) 
und 

2. das Zehnte Gesetz zur Änderung beamtenrecht­
licher Vorschriften vom 3. August 1986 (GVBl 
8.205). 

München, den 11. Mai 1987 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. h. c. Max 8 t r e i b 1, 8taatsminister 
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Abschnitt I 

Einleitende Vorschriften 

Art. 1 

(1) Dieses Gesetz gilt, soweit es nichts anderes be­
stimmt, für die Beamten des Staates, der Gemein­
den, der Gemeindeverbände und der sonstigen un­
ter der Aufsicht des Staates stehenden Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts. 

(2) Es gilt nicht für die Beamten der öffentlich­
rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer Ver­
bände. 

Art. 2 

Der Beamte steht zu seinem Dienstherrn in ei­
nem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuever­
hältnis (Beamtenverhältnis). 

Art. 3 

Das Recht" Dienstherr von Beamten zu sein, steht 
zu 

1. dem Staat, 

2. den Gemeinden und Gemeindeverbänden, 

3. den sonstigen unter der Aufsicht des Staates ste­
henden Körperschaften, Anstalten und Stiftun­
gen des öffentlichen Rechts, die dieses Recht am 
1. September 1957 besessen haben oder denen es 
nach diesem Zeitpunkt durch Gesetz, Rechtsver­
ordnung oder Satzung verliehen worden ist; der­
artige Satzungen bedürfen der Genehmigung der 
obersten Aufsichtsbehörde. 

Art. 4 

(1) lOberste Dienstbehörde ist die oberste Behör­
de des Dienstherrn in dem Dienstbereich, in dem 
der Beamte ein Amt bekleidet. 2Als oberste Dienst­
behörde eines Ruhestandsbeamten, eines sonstigen 
Versorgungsberechtigten oder eines früheren Be­
amten gilt die Behörde, die zuletzt oberste Dienst­
behörde des Beamten war. 

(2) 1 Dienstvorgesetzter ist, wer für beamtenrecht­
liche Entscheidungen über die persönlichen Ange­
legenheiten der ihm nachgeordneten Beamten zu­
ständig ist. 2Vorgesetzter ist, wer dem Beamten für 
seine dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen 
kann. 

Abschnitt 11 

Beamtenverhältnis 

1. Allgemeines 

Art. 5 

(1) Die Berufung in das Beamtenverhältnis ist 
nur zulässig zur Wahrnehmung hoheitsrechtlicher 
Aufgaben oder solcher Aufgaben, die aus Gründen 
der Sicherung des Staates oder des öffentlichen Le­
bens nicht ausschließlich, Personen übertragen 
werden dürfen, die in einem privatrechtlichen Ar­
beitsverhältnis stehen. 

(2) Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse 
ist als ständige Aufgabe in der Regel Beamten zu 
übertragen. 

Art. 6 
(1) lDas Beamtenverhältnis kann begründet wer­

den 

1. auf Lebenszeit, wenn der Beamte dauernd für 
Aufgaben im Sinn des Art. 5 Abs. 1 verwendet 
werden soll, 

2. auf Zeit, wenn der Beamte auf bestimmte Dauer 
für derartige Aufgaben verwendet werden soll, 

3. auf Probe, wenn der Beamte zur späteren Ver­
wendung auf Lebenszeit eine Probezeit zurück­
zulegen hat, 

4. auf Widerruf, wenn der Beamte 

a) einen Vorbereitungsdienst abzuleisten hat 
oder 

b) nur nebenbei oder vorübergehend für Aufga­
ben im Sinn des Art. 5 Abs. 1 verwendet wer­
den soll. 

2Das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit bildet die 
Regel. 

(2) Das Beamtenverhältnis eines Ehrenbeamten 
kann begründet werden, wenn Aufgaben im Sinn 
des Art. 5 Abs. 1 ehrenamtlich wahrgenommen 
werden. 

2. Ernennung 

Art. 7 

Einer Ernennung bedarf es 

1. zur Begründung des Beamtenverhältnisses, 

2. zur Umwandlung des Beamtenverhältnisses in 
ein solches anderer Art (Art. 6 Abs. 1 Satz 1), 

3. zur ersten Verleihung eines Amts, 

4. zur Verleihung eines anderen Amts mit anderem 
Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung, 

5. zur Verleihung eines anderen Amts mit anderer 
Amtsbezeichnung beim Wechsel der Laufbahn­
gruppe. 

. Art. 8 

(1) lDie Ernennung erfolgt durch die Aushändi­
gung einer Ernennungsurkunde. 2In der Urkunde 
müssen enthalten sein 
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1. bei der Begründung des Beamtenverhältnisses 
die Worte "unter Berufung in das Beamtenver­
hältnis" mit dem die Art des Beamtenverhältnis­
ses bestimmenden Zusatz "auf Lebenszeit", "auf 
Probe", "auf Widerruf", "als Ehrenbeamter" oder 
"auf Zeit" mit der Angabe der Zeitdauer der 
Berufung, 

2. bei der Umwandlung des Beamtenverhältnisses 
in ein solChes anderer Art der diese Art bestim­
mende Zusatz nach Nummer 1, 

3. bei der Verleihung eines Amts die Amtsbezeich­
nung. 

(2) 1 Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der 
in Absatz 1 vorgeschriebenen Form, so liegt eine 
Ernennung nicht vor. 2Fehlen nur die Zusätze "auf 
Lebenszeit", "auf Probe", "auf Widerruf" oder "auf 
Zeit", so hat der Beamte die Rechtsstellung eines 
Beamten auf Widerruf; fehlen diese Zusätze bei 
Umwandlurig eines Beamtenverhältnisses in ein 
anderes, behält er jedoch seine bisherige Rechts­
stellung. 31st in der Ernennungsurkunde der Zusatz 
"auf Zeit" ohne Angabe der Zeitdauer der Berufung 
enthalten, so gilt der Mangel als geheilt, wenn die 
Zeitdauer durch Gesetz oder Verordnung bestimmt 
ist; andernfalls hat der Beamte die Rechtsstellung 
e ine s Beamten auf Widerruf. 

(3) 1 Die Ernennung wird mit dem Tag der Aus­
h ändigung der Ernennungsurkunde wirksam, 
wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich e in spä te­
rer Tag bestimmt ist. 2Eine Ernennung auf einen 
zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und in so­
weit unwirksam. 

(4) Mit der Begründung des Beamtenverhältnis­
ses erlischt ein privatrechtliches Arbeitsverhältnis 
zum Dienstherrn. 

Art. 9 

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen 
werden, wer 

1. Deutscher im Sinn des Art. 116 des Grundgeset­
zes ist, 

2. Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für die frei­
heitliche demokratische Grundordnung im Sinn 
des Grundgesetzes und der Verfassung eintritt, 

·3. die für seine Laufbahn vorgeschriebene oder -
mangels solcher Vorschriften - übliche Vorbil­
dung besitzt (Laufbahnbewerber), 

4. d ie gesetzliche Altersgrenze noch nicht über­
schritten hat. 

(2) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 kann bei Be­
amten des Staates die oberste Dienstbehörde im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Fi­
nanzen, im übrigen die oberste Aufsichtsbehörde 
zulassen, wenn für die Gewinnung des Bewerbers 
ein dringendes dienstliches Bedürfnis besteht. 

(3) lAbweichend von Absatz 1 Nr.3 kann in das 
Beamtenverhältnis auch berufen werden, wer die 
erforderliche Befähigung durch Lebens- und Be- . 
rufserfahrung innerh alb oder außerhalb des öffent­
lichen Dienstes erworben hat (andere Bewerber). 
2Dies gilt n icht für die Wahrnehmung solcher Auf­
gaben, für die eine bestimmte Vorbildung oder Aus­
bildung durch besondere Rechtsvorschrift vorge­
schrieben ist oder die ihrer Eigenart nach eine be-

sondere laufbahnmäßige Vorbildung und Fachaus­
bildung zwingend erfordern. 3Die Berufung anderer 
Bewerber bedarf der Zustimmung des Landesper­
sonalausschusses. 

Art. 10 

(1) lIn das Beamtenverhältnis darf nicht berufen 
werden, wer bereits das 45. Lebensjahr vollendet 
hat. 2Ausnahmen kann die oberste Dienstbehörde 
mit Zustimmung des Landespersonalausschusses, 
bei Beamten des Staates außerdem im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen zu­
lassen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Beamte auf Zeit. 

Art. 11 

(1) In das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit darf 
nur berufen werden, wer 

1. die in Art. 9 bezeichneten Voraussetzungen er­
füllt, 

2. das 27. Lebensjahr vollendet hat, 

3. sich 

a) als Laufbahnbewerber (Art. 9 Abs. 1 Nr. 3) 
nach Ableistung des vorgeschriebenen oder 
üblichen Vorbereitungsdienstes und Ablegung 
der vorgeschriebenen oder üblichen Prüfun­
genoder 

b) als anderer Bewerber (Art. 9 Abs. 3 Satz 1) 
unter den Voraussetzungen der Art . 31 und 32 

in einer Probezeit hinsichtlich seiner Eignung, 
Befähigung und fachlichen Leistung bewährt hat. 

(2) lEin Beamtenverhältnis auf Probe ist späte­
stens nach fünf J ahren in ein solches auf Lebens­
zeit umzuwandeln, wenn der, Beamte die beamten­
rechtlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt. 2Die 
Frist verlängert sich um die Zeit einer Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge. 

Art. 12 

(1) Bewerber sind durch Stellenausschreibung zu 
ermitteln, wenn es im besonderen dienstlichen 
Interesse liegt. 

(2) Ernennungen sind nach Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Ge­
schlecht, Abstammung, Rass:e, Glauben, religiöse 
oder politische Anschauungen, Herkunft oder Be­
ziehungen vorzunehmen. 

Art. 13 

(1) 1 Die Staatsregierung ernennt die Beamten der 
Staatskanzlei und der Staatsministerien von der 
Besoldungsgruppe A 16 an und die in der Besol­
dungsordnung B aufgeführten Vorstände der den 
Staatsministerien unmittelbar nachgeordneten Be­
hörden. 2Die übrigen Beamten des Staates werden 
durch die zuständigen Staatsminister ernannt; die­
se können die Ausübung dieser Befugnis durch 
Rechtsverordnung auf nachgeordnete Behörden 
übertragen. 

(2) Die Beamten der Gemeinden, der Gemeinde­
verbände und der sonstigen unter der Aufsicht des 
Staates stehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts werden von den 
nach Gesetz, Rechtsverordnung oder Satzung h ier­
für zuständigen Stellen ernannt. 
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelte!"?-, soweit nichts Be­
sonderes bestimmt ist, für die Ubertragung höher­
wertiger Ämter auch dann, wenn es nach Art. 7 dazu 
keiner Ernennung bedarf. 

Art. 14 

(1) lEine Ernennung ist nichtig, wenn sie von 
einer sachlich unzuständigen Behörde ausgespro­
chen wurde. 2Die Ernennung ist als von Anfang an 
wirksam anzusehen, wenn sie von der sachlich zu­
ständigen Behörde schriftlich bestätigt wird. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn die Ernennung von 
einer anderen als der nach Gesetz, Rechtsverord­
nung oder Satzung zuständigen Stelle einer Ge­
meinde, eines Gemeindeverbands oder einer son­
stigen unter der Aufsicht des Staates stehenden 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli­
chen Rechts ausgesprochen wurde. 

(3) lSoweit es bei einer Ernennung der durch Ge­
setz oder Laufbahnvorschriften bestimmten Mit­
wirkung einer Aufsichtsbehörde oder des Landes­
personalausschusses bedarf, ist eine ohne diese 
Mitwirkung ausgesprochene Ernennung nichtig. 
2Satz 1 gilt entsprechend für beamtenrechtliche 
Verwaltungsakte, die nicht der Form der Ernen­
nung bedürfen. 3Der Mangel gilt als geheilt, wenn 
die Aufsichtsbehörde oder der Landespersonalaus­
schuß nachträglich sc;hriftlich zustimmt. 

(4) Eine Ernennung ist ferner nichtig, wenn der 
Ernannte im Zeitpunkt der Ernennung 
1. nach Art. 9 Abs. 1 Nr. 1 nicht ernannt werden 

durfte und eine Ausnahme nach Art. 9 Abs. 2 nicht 
zugelassen war oder nachträglich zugelassen 
wird oder 

2. entmündigt war oder 

3. n icht die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter hatte. 

Art. 15 

(1) Eine Ernennung ist zurückzunehmen, 

1. wenn sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder 
Bestechung .herbeigeführt wurde oder 

2. wenn nicht bekannt war, daß der Ernannte ein 
Verbrechen oder Vergehen begangen hatte, das 
ihn der Berufung in das Beamtenverhältnis un­
würdig erscheinen läßt, und er deswegen rechts­
kräftig zu einer Strafe verurteilt worden war oder 
verurteilt wird. 

(2) Eine Ernennung kann zurückgenommen wer­
den, 

1. wenn bei e inem nach seiner Ernennung Entmün­
digten die Voraussetzungen für die Entmündi­
gung im Zeitpunkt der Ernennung vorlagen oder 

2. wenn nicht bekannt war, daß der Ernannte in 
einem Disziplinarverfahren aus dem Dienst ent­
fernt oder gegen ihn auf Aberkennung des Ruhe­
gehalts erkannt worden war. 

(3) 1 Die Rücknahme hat die Wirkung, daß die Er­
nennung von Anfang an nicht zustande gekommen 
ist. 2Die Rücknahme der Ernennung ist auch nach 
Beendigung des Beamtenverhältnisses zulässig. 

Art. 16 

lIn den Fällen des Art. 14 hat der Dienstvorge­
setzte nach Kenntnis des Grundes der Nichtigkeit 

dem Ernannten die weitere Führung der Dienstge­
schäfte zu verbieten. 2Das Verbot ist erst dann aus­
zusprechen, wenn die sachlich zuständigen Stellen 
es abgelehnt haben, die Ernennung zu bestätigen 
(Absätze 1 und 2) oder eine Ausnahme nachträglich 
zuzulassen (Absatz 4 Nr. 1) oder wenn die zur Mit­
wirkung berufene Stelle es abgelehnt hat, der Er­
nennung nachträglich zuzustimmen (Absatz 3). 

Art. 17 

lIn den Fällen des Art. 15 kann die Ernennung 
nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten zu­
rückgenommen werden, nachdem die oberste 
Dienstbehörde, bei den Gemeinden, den Gemeinde­
verbänden und den sonstigen unter der Aufsicht 
des Staates stehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts die in beam­
tenrechtlichen Angelegenheiten zur Vertretung 
nach außen berechtigte Stelle von der Ernennung 
und dem Rücknahmegrund Kenntnis erlangt hat. 
2Vor der Rücknahme sind der Beamte oder seine 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen, wenn 
möglich, zu hören. 3Die Rücknahme wird von der 
obersten Dienstbehörde erklärt; die Erklärung ist 
dem Beamten oder seinen 'versorgungsberechtigten 
Hinterbliebenen zuzustellen. 

Art. 18 

(1) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurück­
genommen worden, so sind die bis zu dem Verbot 
(Art. 16) oder bis zu der Rücknahme (Art. 17) vorge­
nommenen Amtshandlungen des Ernannten in 
gleicher Weise gültig, wie wenn sie ein Beamter 
ausgeführt hätte. 

(2) Die Leistungen des Dienstherrn können be­
lassen werden. 

3. Laufbahnen 
a) Allgemeines 

Art. 19 

(1) Die Staatsregierung erläßt nach Anhörung des 
Landespersonalausschusses unter Berücksichti­
gung der Erfordernisse der einzelnen Verwaltun­
gen durch Rechtsverordnung allgemeine Vorschrif­
ten über die Laufbahnen der Beamten nach den 
Grundsätzen der Art. 20 bis 32. 

(2) Die Staatsministerien können im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen und 
dem Landespersonalausschuß Vorschriften über 
die Zulassung zu einer Laufbahn und die Ausbil-
dung erlassen. . 

Art. 20 

(1) Eine Laufbahn umfaßt alle Ämter derselben 
Fachrichtung, die eine gleiche Vorbildung und Aus­
bildung voraussetzen; zur Laufbahn gehören auch 
Vorbereitungsdienst und Probezeit. 

(2) 1 Die Laufbahnen gehören zu den Laufbahn­
gruppen des einfachen, des mittleren, des gehobe­
nen oder des höheren Dienstes; die Zugehörigkeit 
bestimmt sich nach dem Eingangsamt. 2Die Lauf­
bahnvorschriften können unter Beachtung von § 13 
Abs. 1 und 3 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
(BRRG) von Satz 1 abweichen, wenn es die beson­
deren Verhältnisse der Laufbahn erfordern. 
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(3) Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst einer 
Laufbahn darf nicht deshalb abgelehnt werden, 
weil der Bewerber die für seine Laufbahn vorge­
schriebene Vorbildung im Bereich eines anderen 
Dienstherrn erworben hat. 

(4) lWer als Laufbahnbewerber die Befähigung 
für eine Laufbahn erworben hat, besitzt die Befähi­
&ung für entsprechende Laufbahnen auch, wenn er 
die Befähigung bei einem anderen Dienstherrn er­
worben hat. 2WeIcher Laufbahn die Befähigung des 
Bewerbers entspricht, entscheidet die oberste 
Dienstbehörde, bei Bewerbern, die die Befähigung 
bei einem nicht diesem Gesetz unterliegenden 
Dienstherrn erworben haben, im Einvernehmen 
mit dem Landespersonalausschuß. 

Art. 21 

(1) Die Anstellung des Beamten ist nur in dem 
Eingangsamt seiner Laufbahn zulässig, sofern 
nicht der Landespersonalausschuß eine Ausnahme 
zuläßt. 

(2) lWährend der Probezeit und vor Ablauf eines 
Jahres nach der Anstellung oder der letzten Beför­
derung darf der Beamte nicht befördert werden. 
2Ämter, die regelmäßig zu durchlaufen sind, dürfen 
nicht übersprungen werden. 3Der Landespersonal­
ausschuß kann Ausnahmen zulassen. 

(3) 1 Der Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn 
derselben Fachrichtung ist auch ohne Erfüllung der 
Eingangsvoraussetzungen für diese Laufbahn mög­
lich; 2Für den Aufstieg soll die Ablegung einer Prü­
fung verlangt werden. 3Das Nähere regeln die 
Laufbap.nvorschriften. 

b) Laufbahnbewerber 

Art. 22 

1 Laufbahnbewerber haben eine Einstellungsprü­
fung und nach dem vorgeschriebenen Vorberei­
tungsdienst eine Anstellungsprüfung abzulegen, 
soweit sich aus den Art. 23 bis 30 nichts anderes er­
gibt. 2Für Laufbahnbewerber des mittleren und des 
gehobenen nichttechnischen Dienstes kann an die 
Stelle der Einstellungsprüfung jeweils ein besonde­
res Ausleseverfahren treten, das eine angemessene 
Berücksichtigung schulischer Leistungen vorsieht. 
3In den Laufbahnen des einfachen Dienstes entfällt 
eine Einstellungs- und Anstellungsprüfung. 

Art. 23 

Für die Laufbahnen des einfachen Dienstes sind 
zu fordern 

1. mindestens der erfolgreiche Besuch einer Haupt­
schule oder ein nach Anhörung des Landesperso­
nalausschusses vom Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus als gleichwertig anerkannter 
Bildungsstand, 

2. ein Vorbereitungsdienst von höchstens einem 
Jahr. 

Art. 24 

(1) Für die Laufbahnen des mittleren Dienstes 
sind zu fordern 

1. der Abschluß einer Realschule oder der qualifi­
zierende Hauptschulabschluß oder ein nach An­
hörung des Landespersonalausschusses vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus als 
gleichwertig anerkannter Bildungsstand, 

2. ein Vorbereitungsdienst von zwei Jahren, 
3. das Bestehen der Anstellungsprüfung für den 

mittleren Dienst. 

(2) 1 Der Vorbereitungsdienst vermittelt die beruf­
liche Grundbildung sowie die fachlichen Kenntnis­
se, Methoden und praktischen Fähigkeiten, die der 
Beamte zur Erfüllung der Aufgaben in einer Lauf­
bahn des mittleren Dienstes benötigt. 2Der Vorbe­
reitungsdienst besteht aus einer fachtheoretischen 
Ausbildung und aus einer prakt:schen Ausbildung 
am Arbeitsplatz; die fachtheoretische Ausbildung 
beträgt in der Regel sechs Monate. 

(3) lAbweichend von Absatz 1 Nr. 1 können für 
einzelne Laufbahnen in den Laufbahnvorschriften 
auch Bewerber zugelassen werden, die den Haupt­
schulabschluß oder einen nach Anhörung des Lan­
despersonalausschusses vom Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus als gleichwertig aner­
kannten Bildungsstand und eine abgeschlossene 
förderliche Berufsausbildung nachweisen. 2In 
Laufbahnen, deren Zugang nicht durch Laufbahn­
vorschriften geregelt ist, bedarf die Zulassung einer 
Ausnahme nach Satz 1 der Zustimmung des Lan­
despersonalausschusses. 

Art. 25 

(1) Für die Laufbahnen des gehobenen Dienstes 
sind zu fordern 

1. die Fachhochschulreife, eine andere Hochschul­
reife oder ein nach Anhörung des Landesperso­
nalausschusses vom Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus als gleichwertig anerkannter 
Bildungsstand, 

2. ein Vorbereitungsdienst von drei Jahren, 

3. das Bestehen der Anstellungsprüfung für den ge­
hobenen Dienst. 

(2) lDer Vorbereitungsdienst vermittelt in einem 
Studiengang einer Fachhochschule oder in einem 
gleichstehenden Studiengang den Beamten die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden 
sowie die berufspraktischen Fähigkeiten und 
Kenntnisse, die zur Erfüllung der Aufgaben in ihrer 
Laufbahn erforderlich sind. 2Der Vorbereitungs­
dienst besteht aus Fachstudien von mindestens 
achtzehnmonatiger Dauer und berufspraktischen 
Studienzeiten. 3Die berufspraktischen Studienzei­
ten umfassen die Ausbildung in fachbezogenen 
Schwerpunktbereichen der Laufbahnaufgaben; der 
Anteil der praktischen Ausbildung darf eine Dauer 
von einem Jahr nicht unterschreiten. 

(3) lDer Vorbereitungsdienst kann auf eine Aus­
bildung in fachbezogenen Schwerpunktbereichen 
der Laufbahnaufgaben beschränkt werden, wenn 
der Erwerb der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
und Methoden, die zur Erfüllung der Aufgaben in 
der Laufbahn erforderlich sind, durch eine insoweit 
durch die oberste Dienstbehörde mit Zustimmung 
des Landespersonalausschusses als geeignet aner­
kannte Prüfung als Abschluß eines Studiengangs 
mindestens an einer Fachhochschule nachgewie­
sen worden ist. 2Anrechenbar sind Studienzeiten 
von der Zeitdauer, um die nach Satz 1 der Vorberei­
tungsdienst gekürzt ist. 3Gegenstand der Anstel­
lungsprüfung sind Ausbildungsinhalte des berufs­
praktischen Vorbereitungsdienstes. 
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(4) IDas Fachstudium der Beamten des gehobe­
nen nichttechnischen Dienstes findet an der Baye­
rischen Beamtenfachhochschule statt. 2Das Nähere 
wird durch Gesetz geregelt. 

(5) IFür die Laufbahnen der Fachlehrer und der 
Pädagogischen Assistenten kann in den Laufbahn­
vorschriften von Absatz 1 Nrn. 1 und 2 sowie Ab­
satz 2 abgewichen werden. 2ZU diesen Laufbahnen 
kann zugelassen werden, wer den Abschluß einer 
Realschule oder einen nach Anhörung des Landes­
personalausschusses vom Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus als gleichwertig anerkann­
ten Bildungsstand besitzt . 

Art. 26 

(1) Für die Laufbahnen des höheren Dienstes 
sind zu fordern 

1. ein nach § 13 Abs. 3 BRRG geeignetes, mindestens 
dreijähriges mit einer Prüfung erfolgreich abge­
schlossenes Studium an einer wissenschaftlichen 
Hochschule oder Kunsthochschule, 

2. ein Vorbereitungsdienst von mindestens zwei 
Jahren, 

3. das Bestehen einer Anstellungsprüfung für den 
höheren Dienst oder einer die Befähigung für die 
Laufbahn vermittelnden zweiten Staatsprüfung. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Befähi-
gung für die Laufbahn des höheren allgemeinen 
Verwaltungsdienstes auch durch einen Ausbil­
dungsgang nach § 5b des Deutschen Richtergeset­
zes erworben werden. 

(3) Auf die Ausbildung für die Laufbahn des hö­
heren allgemeinen Verwaltungsdienstes nach den 
Absätzen 1 oder 2 kann nach Maßgabe des § 5c des 
Deutschen Richtergesetzes eine erfolgreich abge­
schlossene Ausbildung für den gehobenen Justiz­
dienst oder für den gehobenen nichttechnischen 
Verwaltungsdienst angerechnet werden. 

Art. 27 

(1) IBewerber für die Laufbahnen des einfachen 
und des mittleren Dienstes können vor dem Vorbe­
reitungsdienst in einem öffentlich-rechtlichen Aus­
bildungsverhältnis beschäftigt werden. 2Das Aus­
bildungsverhältnis wird nach dem Bestehen einer 
vorgeschriebenen Einstellungsprüfung durch die 
Einberufung als Dienstanfänger begründet und en­
det außer durch Tod 

1. mit der Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf, 

2. durch Entlassung. 

(2) Die für Beamte ,im Vorbereitungsdienst maß­
gebenden Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Entlassungsfristen (Art. 40 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1), die 
für sie maßgebenden Vorschriften des Beamtenver­
sorgungsgesetzes (BeamtVG) über die Unfallfür­
sorge sowie Art. 96 gelten entsprechend. 

(3) Das Nähere regeln die Laufbahnvorschriften. 

Art. 28 

(1) Die für eine Laufbahn erforderliche techni­
sche oder sonstige Fachbildung ist neben der allge­
meinen Vorbildung (Art. 22 bis 26) nachzuweisen. 

(2) Für Beamte besonderer Fachrichtungen kön­
nen mit Zustimmung des Landespersonalausschus­
ses eine abweichende Dauer des Vorbereitungs­
dienstes bestimmt oder an Stelle des Vorberei­
tungsdienstes und der Prüfungen andere nach § 13 
Abs. 3 BRRG gleichwertige Befähigungsvorausset­
zungen vorgeschrieben werden, wenn es die beson­
deren Verhältnisse der Laufbahn erfordern. 

(3) Die Laufbahnvorschriften können bestimmen, 
ob und inwieweit eine für die Ausbildung des Be­
amten förderliche Tätigkeit innerhalb oder außer­
halb des öffentlichen Dienstes auf den Vorberei­
tungsdienst oder bei einem Ausbildungsgang nach 
§ 5b des Deutschen Richtergesetzes (Art. 26·Abs. 2) 
auf die praktische Vorbereitung angerechnet wird. . 

Art. 29 

Wer die vorgeschriebene Anstellungsprüfung für 
eine Laufbahn bestanden hat, kann bei Vorliegen 
der sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzun­
gen zum Beamten auf Probe ernannt werden. 

Art. 30 

(1) Die Art des Probedienstes und die Dauer der 
Probezeit sind nach den Erfordernissen in den ein­
zelnen Laufbahnen festzusetzen . . 

(2) Die Laufbahnvorschriften können bestimmen, 
daß die Probezeit für Beamte mit erheblich über 
dem Durchschnitt liegenden Leistungen abgekürzt 
werden kann. 

(3) 1 Die Laufbahnvorschriften bestimmen, inwie­
weit Dienstzeiten im öffentlichen Dienst auf die 
Probezeit anzurechnen sind. 2Sie können ferner be­
stimmen, daß auch Zeiten einer Tätigkeit außerhalb 
des öffentlichen Dienstes nach Erwerb der Lauf­
bahnbefähigung, die nach Art und Bedeutung min­
destens der Tätigkeit in einem Amt der betreffen­
den Laufbahn entsprechen, angerechnet werden 
können. 

c) Andere Bewerber 
Art. 31 

(1) Andere als Laufbahnbewerber (Art. 9 Abs. 3) 
können berücksichtigt werden, wenn keine geeig­
neten Laufbahnbewerber zur Verfügung stehen 
und ein besonderes dienstliches Interesse an der 
Gewinnung des Bewerbers besteht. 

(2) Die Befähigung anderer Bewerber für die 
Laufbahn, in der sie verwendet werden sollen, ist 
durch den Landespersonalausschuß festzustellen. 

Art. 32 

(1) IDie Art des Probedienstes und die Dauer der 
Probezeit für andere als Laufbahnbewerber sind 
nach den Erfordernissen in den einzelnen Laufbah­
nen festzusetzen. 2Die Probezeit muß mindestens 
drei Jahre betragen und soll fünf Jahre nicht 
übersteigen. 

(2) 1 Die Laufbahnvorschriften bestimmen, inwie­
weit Dienstzeiten im öffentlichen Dienst auf die 
Probezeit angerechnet werden können, wenn die 
Tätigkeit nach ihrer Art und Bedeutung mindestens 
der in einem Amt der betreffenden Laufbahn ent­
sprochen hat. 2Sie können ferner bestimmen, daß 
die Probezeit in Ausnahmefällen durch den Lan­
despersonalausschuß abgekürzt werden kann. 
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4. Abordnung und Versetzung 

Art. 33 

(1) IDer Beamte kann vorübergehend zu einer 
seinem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine an­
dere Dienststelle abgeordnet werden, wenn ein 
dienstliches Bedürfnis besteht. 2Die Abordnung zu 
einem anderen Dienstherrn bedarf der Zustim­
mung des Beamten, es sei denn, daß die Abordnung 
die Dauer eines Jahres nicht übersteigt. 

(2) Wird ein Beamter zu einem anderen Dienst­
herrn abgeordnet, so sind auf ihn für die Dauer der 
Abordnung die für den Bereich dieses Dienstherrn 
geltenden Vorschriften über die Pflichten und 
Rechte der Beamten mit Ausnahme der Regelun­
gen über Diensteid, Amtsbezeichnung, Besoldung 
und Versorgung entsprechend anzuwenden. 

(3) Zur Zahlung der dem Beamten zustehenden 
Leistungen ist auch der Dienstherr verpflichtet, zu 
dem der Beamte abgeordnet ist. 

Art. 34 

(1) IDer Beamte kann in ein anderes Amt einer 
Laufbahn, für die er die Befähigung besitzt, versetzt 
werden, wenn er es beantragt oder ein dienstliches 
Bedürfnis besteht. 20hne seine Zustimmung ist ei­
ne Versetzung nur zulässig, wenn das neue Amt 
zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und 
derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn an­
gehört wie das blSl ~ ... ge AIBL und mit mindestens 
demselben Endgrulldgehalt verbunden ist; Amtszu­
lagen und ruheg. . '·.sfähige Stellenzulagen gelten 
hierbei als Bestandteil des Grundgehalts. 

(2) IMit Zustimmung des Beamten ist seine Ver­
setzung auch in ein Amt eines anderen Dienstherrn 
zulässig. 2In diesem Fall wird das Beamtenverhält­
nis mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; die be­
amten- und besoldungsrechtliche Stellung des Be­
amten richtet sich nach den im Bereich des neuen 
Dienstherrn geltenden Vorschriften. 3Die Zustim­
mung des Beamten bedarf der Schriftform. 

Art. 35 

(1) IDie Abordnung oder Versetzung ordnet die 
abgebende Stelle an, bei Abordnung oder Verset­
zung zu einer anderen obersten Dienstbehörde oder 
einem anderen Dienstherrn im Einvernehmen mit 
der aufnehmenden Stelle. 2Das Einvernehmen ist 
schriftlich zu erklären. 3In der Verfügung ist auszu­
drücken, daß das Einvernehmen vorliegt. 

(2) Abgebende oder aufnehmende Stelle ist die 
für die Ernennung zuständige Behörde. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann die Befugnis 
zur Abordnung oder Versetzung auf Behörden 
übertragen, die nicht für die Ernennung zuständig 
sind. 

5. Rechtsstellung 
der Beamten und Versorgungsempfänger 

bei Auflösung oder Umbildung von Behörden 
oder Körperschaften 

Art. 36 

. (1) IWird eine Behörde aufgelöst oder durch Lan­
desgesetz oder -verordnung in ihrem Aufbau we­
sentlich geändert oder mit einer anderen Behörde 

verschmolzen, so kann ein Beamter dieser Behör­
den auch ohne seine Zustimmung in ein anderes 
Amt derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn 
mit geringerem Endgrundgehalt versetzt werden, 
wenn sein Aufgabengebiet von der Auflösung oder 
Umbildung berührt wird und eine seinem bisheri­
gen Amt entsprechende Verwendung nicht möglich 
ist. 2Er soll so bald wie möglich entsprechend sei­
nem bisherigen Amt verwendet werden. 

(2) Die Versetzung nach Absatz 1 Satz 1 kann nur 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten von dem 
Zeitpunkt ab gerechnet, in dem die Auflösung oder 
Umbildung vollzogen ist, ausgesprochen werden, es 
sei denn, daß ein anderer Zeitpunkt für den Beginn 
der Frist bestimmt ist. 

(3) I Ein Beamter auf Lebenszeit kann unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 durch die 
zuständige oberste Dienstbehörde in den einstwei­
ligen Ruhestand (Art. 51 bis 54) versetzt werden, 
wenn eine Versetzung in ein anderes Amt nicht 
möglich ist. 2Absatz 2 gilt entsprechend. 3Die Ver­
setzung in den einstweiligen Ruhestand ist jedoch 
nur zulässig, soweit aus Anlaß der Auflösung oder 
Umbildung planstellen eingespart werden. 4Freie 
Planstellen im Bereich desselben Dienstherrn sol­
len den in den einstweiligen Ruhestand versetzten 
Beamten vorbehalten werden, die für diese Stellen 
geeignet sind. 5Vor der Versetzung in den einstwei­
ligen Ruhestand ist der Beamte zu hören. 

Art. 37 

Die Rechtsstellung der Beamten und Versor­
gungsempfänger bei der Umbildung von Körper­
schaften richtet sich nach den Vorschriften des 
Kapitels II Abschnitt III des Beamtenrechtsrah­
mengesetzes. 

6. Beendigung des Beamtenverhältnisses 

a) Allgemeines 

Art. 38 

(1) Das Beamtenverhältnis endet außer durch 
Tod durch 

1. Entlassung (Art. 39 bis 43), 

2. Verlust der Beamtenrechte (Art. 46), 

3. Entfernung aus dem Dienst (Art. 50). 

(2) Das Beamtenverhältnis endet ferner durch 
Eintritt in den Ruhestand (Art. 51 bis 60) unter Be­
rücksichtigung der die beamtenrechtliche Stellung 
der Ruhestandsbeamten regelnden Vox:schriften. 

b) Entlassung 

Art. 39 

_ (1) Der Beamte ist entlassen, wenn er 

1. die Eigenschaft als Deutscher im Sinn des 
Art. 116 des Grundgesetzes verliert oder 

2. ohne Zustimmung der obersten Dienstbehörde 
oder der von ihr bestimmten Behörde seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Ausland 
nimmt oder 
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3. die gesetzliche Altersgrenze erreicht und das Be­
amtenverhältnis nicht durch Eintritt in den Ru­
hestan'd endet, sofern nicht ein Fall des Art. 55 
Abs.4 vorliegt, oder 

4. in ein öffentlich-rechtliches Dienst- oder Amts­
verhältnis zu einem anderen Dienstherrn tritt, es 
sei denn, daß gesetzlich etwas anderes bestimmt 
ist oder der Beamte in ein Beamtenverhältnis auf 
Widerruf oder als Ehrenbeamter berufen wird, 
oder 

5. aus einem anderen Beamtenverhältnis zum Be­
amten auf Zeit beim gleichen Dienstherrn er­
nannt wird, wenn gesetzlich nichts anderes be­
stimmt ist, oder 

6. als Beamter auf Zeit im Anschluß an seine Amts­
zeit nicht erneut in dasselbe Amt für eine weitere 
Amtszeit berufen wird und nicht in den Ruhe­
stand tritt. 

(2) Der Beamte ist bei Absatz 1 Nr.3 mit dem En­
de des Monats, in dem er die Altersgrenze erreicht, 
bei Absatz 1 Nrn. 4 und 5, wenn gesetzlich nichts an­
deres bestimmt ist, mit dem Wirksamwerden der 
Ernennung, bei Absatz 1 Nr. 6 mit dem Ablauf der 
Amtszeit entlassen. 

(3) 1 Die für die Ernennung zuständige Behörde 
entscheidet darüber, ob die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 vorliegen; sie stellt den Tag der 'Beendi­
gung des Beamtenverhältnisses fest. 21m Fall des 
Absatzes 1 Nr. 1 tritt an die Stelle der für die Ernen­
nung zuständigen Behörde die oberste Dienstbe­
hörde, für die Beamten der Gemeinden, der Ge­
meindeverbände und der sonstigen unter der Auf­
sicht des Staates ' stehenden Körperschaften, An­
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die 
oberste Aufsichtsbehörde. 

Art. 40 

(1) Der Beamte ist zu entlassen, wenn er 

1. sich weigert, den gesetzlich vorgeschriebenen 
Diensteid zu leisten oder ein an dessen Stelle vor­
geschriebenes Gelöbnis abzulegen, oder 

2. dienstunfähig ist und das Beamtenverhältnis 
nicht durch Eintritt in den Ruhestand endet oder 

3. nach Erreichen der Altersgrenze (Art. 55 Abs. 1) 
berufen worden ist oder 

4. seine Entlassung schriftlich verlangt oder 

5. als Beamter auf Zeit einer Verpflichtung zur Wei­
terführung seines Amts (Art. 128 Abs. 3) nicht 
nachkommt. 

(2) Bei der Entlassung nach Absatz 1 Nr. 2 sind die 
'Fristen des Art. 42 Abs. 2 einzuhalten. 

Art. 41 

(1) lDer Beamte kann jederzeit seine Entlassung 
verlangen. 2Das Verlangen muß dem Dienstvorge­
setzten schriftlich erklärt werden. 3Die Erklärung 
kann, solange die Entlassungsverfügung dem Be­
amten noch nicht zugegangen ist, innerhalb zweier 
Wochen nach Zugang bei dem Dienstvorgesetzten 
schriftlich zurückgenommen werden, mit Zustim­
mung der Entlassungsbehörde auch nach Ablauf 
dieser Frist. 

(2) 1 Die Entlassung ist zum beantragten Zeit­
punkt auszusprechen. 2Sie kann so lange hinausge­
schoben werden, bis der Beamte seine Amtsge­
schäfte ordnungsgemäß erledigt hat, längstens je­
doch drei Monate; bei Lehrern an öffentlichen 
Schulen kann sie bis zum Schluß des laufenden 
Schulhalbjahres hinausgeschoben werden. 

Art. 42 

(1) Der Beamte auf Probe kann außer aus den in 
Art. 40 und 41 genannten Gründen auch entlassen 
werden, 

1. wenn er eine Handlung begeht, die bei einem Be­
amten auf Lebenszeit eine Disziplinarmaßnahme 
zur Folge h ätte , die nur im förmlichen Diszipli­
narverfahren verhängt werden kann, oder 

2. wenn er sich in der Probezeit hinsichtlich seiner 
Eignung, Befähigung oder fachlichen Leistung 
nicht bewährt, oder 

3. wenn die Voraussetzungen· des Art. 36 Abs. 1 
Satz 1 vorliegen und eine andere Verwendung des 
Beamten nicht möglich ist. Art. 36 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(2) 1 Bei der Entlassung nach Absatz 1 Nrn. 2 und 3 
sind folgende Fristen einzuhalten: 

bei einer Beschäftigungszeit 

bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Mo­
natsschluß, 

von mehr als drei 
Monaten 

von mindestens 
einem Jahr 

ein Monat zum Monats­
schluß, 

sechs Wochen zum 
Schluß eines Kalender­
viertelj ahres. 

2Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbro­
chener Tätigkeit als Beamter auf Probe. 

Art. 43 

(1) lDer Beamte auf Widerruf kann jederzeit 
durch Widerruf entlassen werden. 2Art. 42 Abs. 2 gilt 
in den dieser Vorschrift entsprechenden Fällen 
sinngemäß. 

(2) lDem Beamten auf Widerruf im Vorberei­
tungsdienst soll Gelegenheit gegeben werden, den 
Vorbereitungsdienst abzuleisten und die Anstel­
lungsprüfung abzulegen. 2Das Beamtenverhältnis 
auf Widerruf endet 

1. mit der Ablegung der Anstellungsprüfung, 

2. nach näherer Maßgabe der Laufbahnvorschrif­
ten, wenn die Anstellungsprüfung nicht binnen 
einer angemessenen Frist nach Beendigung des 
vorgeschriebenen Vorbereitungsdienstes abge­
legt worden ist, 

3. mit dem endgültigen Nichtbestehen einer vorge-
schriebenen Zwischenprüfung. 

3Die Laufbahnvorschriften können für einzelne 
Laufbahnen vorsehen, daß das Beamtenverh ältnis 
fortgesetzt wird. 

Art. 44 

(1) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
wird die Entlassung von der Stelle verfügt, die für 
die Ernennung des Beamten zuständig wäre. . 
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(2) Die Entlassungsverfügung ist dem Beamten 
unter Angabe des Grundes und des Zeitpunkts der 
Entlassung zuzustellen. 

(3) 1 Die Entlassung wird wirksam 

1. im Fall des Art. 40 Abs. 1 Nr. 1 mit der Zustellung 
der Entlassungsverfügung, 

2. in den Fällen des Art. 40 Abs. 2, Art. 41 Abs. 2, 
Art. 42 und 43 Abs. 1 mit dem in der Entlassungs­
verfügung bezeichneten Zeitpunkt, 

3. im übrigen mit dem Ende des Monats, der auf den 
Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung 
dem Beamten zugestellt worden ist. 

2Die Entlassung eines Beamten auf Zeit nach 
Art. 40 Abs. 1 Nr. 5 ist vom Tag des Ablaufs seiner 
Amtszeit ab wirksam. . 

Art. 45 

INach der Entlassung hat der frühere Beamte 
keinen Anspruch auf Leistungen des Dienstherrn, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 2Er 
darf die Amtsbezeichnung und die im Zusammen­
hang mit dem Amt verliehenen Titel nur führen, 
wenn ihm die Erlaubnis nach Art. 89 Abs. 5 erteilt 
ist. 

c) Verlust der Beamtenrechte 

Art. 46 

1 Das Beamtenverhältnis eines Bea:mten, der im 
ordentlichen Strafverfahren durch das Urteil eines 
deutschen Gerichts im Bundesgebiet oder im Land 
Berlin 

1. wegen einer vorsätzlichen Tat zu Freiheitsstrafe 
von mindestens einem Jahr oder 

2. wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vor­
schriften über Friedensverrat, Hochverrat, Ge­
fährdung des demokratischen Rechtsstaates oder 
Landesverrat und Gefährdung der äußeren Si­
cherheit strafbar ist, zu Freiheitsstrafe von min­
destens sechs Monaten 

verurteilt wird, endet mit der Rechtskraft des Ur­
teils. 2Entsprechendes gilt, wenn dem ~eamten die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter aber­
kannt wird oder wenn der Beamte auf Grund einer 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ge­
mäß Art. 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht ver­
wirkt hat. 

Art. 47 

1 Endet das Beamtenverhältnis nach Art. 46, so 
hat der frühere Beamte keinen Anspruch auf Lei­
stungen des Dienstherrn, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. 2Er darf die Amtsbezeich­
nung und die im Zusammenhang mit dem Amt ver­
liehenen Titel nicht führen. 

Art. 48 

(1) lWird eine Entscheidung, durch die der Ver­
lust der Beamtenrechte bewirkt worden ist, im Wie­
deraufnahmeverfahren durch eine Entscheidung 
ersetzt, die diese Wirkung nicht hat, so gilt das Be­
amtenverhältnis als nicht unterbrochen. 2Der Be­
amte hat; sofern er die Altersgrenze noch nicht er-

reicht hat und noch dienstfähig ist, Anspruch auf 
Übertragung eines Amts derselben oder einer min­
destens gleichwertigen Laufbahn wie sein bisheri­
ges Amt und mit mindestens demselbe~ Endgrund­
gehalt (Art. .34 Abs. 1 Satz 2); bis zur Ubertragung 
des neuen Amts erhält er die Leistungen des 
Dienstherrn, die ihm aus seinem bisherigen Amt 
zugestanden hätten. 

(2) Wird auf Grund des im Wiederaufnahmever­
fahren festgestellten Sachverhalts ein Disziplinar­
verfahren mit dem Ziel der Entfernung des Beam­
ten aus dem Dienst eingeleitet, so verliert der Be­
amte die ihm nach Absatz 1 zustehenden Ansprü­
che, wenn auf Entfernung aus dem Dienst erkannt 
wird; bis zum rechtskräftigen Abschluß des Diszi­
plinarverfahrens können die Ansprüche nicht gel­
tend gemacht werden. 

(3) Rechtfertigt der im Wiederaufnahmeverfah­
ren festgestellte Sachverhalt die Einleitung eines· 
Disziplinarverfahrens mit dem Ziel der Entfernung 
des Beamten aus dem Dienst nicht, wird aber auf 
Grund eines rechtskräftigen Strafurteils, das nach 
der früheren Entscheidung ergangen ist, ein Diszi­
plinarverfahren mit dem Ziel der Entfernung aus 
dem Dienst eingeleitet, so gilt Absatz 2 entspre­
chend; der Beamte erhält jedoch in diesem Fall die 
Leistungen des Dienstherrn nachgezahlt, die ihm 
bis zur Rechtskraft des Strafurteils aus seinem bis­
herigen Amt zugestanden hätten. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend in 
Fällen der Entlastung eines Beamten auf Probe 
oder auf Widerruf wegen eines Verhaltens der in 
Art. 42 Abs.1 Nr. 1 bezeichneten Art. 

(5) Auf die nach den Absätzen 1 und 3 zustehen­
den Leistungen des Dienstherrn wird ein anderes 
Arbeitseinkommen oder ein Unterhaltsbeitrag an­
gerechnet; der Beamte ist zur Auskunft über dieses 
Einkommen verpflichtet. 

Art. 49 

(1) Dem Ministerpräsidenten steht hinsichtlich 
des Verlustes der Beamtenrechte (Art. 46, 47) das 
Gnadenrecht für alle Beamten zu. 

(2) Wird im Gnadenweg der Verlust der Beamten­
rechte in vollem Umfang beseitigt, so gilt von die­
sem Zeitpunkt ab Art. 48 entsprechend. 

(3) Auf Unterhalts beiträge, die im Gnadenweg be­
willigt werden, findet Art. 71 Abs. 3, 4, 6 und 7 der 
Bayerischen Disziplinarordnung entsprechende 
Anwendung, soweit die Gnadenentscheidung nichts 
anderes bestimmt. 

d) Entfernung aus dem Dienst 

Art. 50 

Die Entfernung aus dem Dienst richtet sich nach 
den . Bestimmungen der Bayerischen Disziplinar­
ordnung. 
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e) Eintritt in den Ruhestand 

aa) Einstweiliger Ruhestand 

Art. 51 

1 Der einstweilige Ruhestand (Art. 36 Abs. 3, 
Art. 37) beginnt, wenn nicht im Einzelfall ausdrück­
lich ein späterer Zeitpunkt festgesetzt wird, mit 
dem Zeitpunkt, in dem die Versetzung in den einst­
weiligen Ruhestand dem Beamten zugestellt wird, 
spätestens jedoch mit dem Ende der drei Monate, 
die auf den Monat der Zustellung folgen. 2Die Ver­
fügung kann bis zum Beginn des einstweiligen Ru­
hestands zurückgenommen werden. 

Art. 52 

(aufgehoben) 

Art. 53 

(1) Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte ist verpflichtet, einer erneuten Berufung in 
das Beamtenverhältnis Folge zu leisten, wenn er 
das in Art. 56 Abs. 3 bestimmte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, mindestens seinen früheren 
Rechtsstand wieder erhält und ihm ein Amt im 
Dienstbereich seines früheren Dienstherrn verlie­
hen werden soll, das derselben oder einer minde­
stens gleichwertigen Laufbahn angehört wie das 
frühere Amt und mit mindestens demselben End­
grundgehalt verbunden ist. 

(2) Der einstweilige Ruhestand endet, wenn 

1. der Beamte erneut in das Beamtenverhältnis be­
rufen wird (Absatz 1) oder 

2. bei einem Beamten auf Zeit die Amtszeit abge­
laufen ist. 

Art. 54 

(1) lDer in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte auf Lebenszeit gilt mit dem Ende des Mo­
nats, in dem er die gesetzliche Altersgrenze (Art. 55 
Abs. 1) erreicht, oder mit dem Eintritt der Dienstun­
fähigkeit als dauernd im Ruhestand befindlich. 2Die 
Dienstunfähigkeit stellt die Behörde fest, die die 
Versetzung in den einstweiligen Ruhestand verfügt 
hat. 

(2) 1 Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte auf Zeit gilt mit dem Ende des Monats, in 
dem er die gesetzliche Altersgrenze erreicht, als 
dauernd im Ruhestand befindlich, wenn er bei Ver­
bleiben im Amt mit Erreichen der Altersgrenze in 
den Ruhestand getreten wäre. 2Er gilt mit dem frü­
heren Ablauf der Amtszeit als dauernd im Ruhe­
stand befindlich, wenn er bei Verbleiben im Amt in 
diesem Zeitpunkt eine Dienstzeit von mindestens 
zehn Jahren im Beamtenverhältnis mit Dienstbe­
zügen zurückgelegt hätte oder vor Ablauf der Amts­
zeit nach Art. 56 Abs. 2 Satz 1 Nr.2 in den Ruhestand 
versetzt worden wäre. 

bb) Ruhestand 

Art.54a 

(1) Der Eintritt in den Ruhestand richtet sich 
nach den Art. 55 bis 61. 

(2) Der Eintritt in den Ruhestand setzt voraus, 
daß der Beamte 

1. eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren im 
Sinn des § 4 Abs. 1 BeamtVG abgeleistet hat oder 

2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger 
Beschädigung, die er sich ohne grobes Verschul­
den bei Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig geworden 
ist. 

Art. 55 

(1) lFür die Beamten ist das vollendete 65. Le­
bensjahr die Altersgrenze. 2Für Lehrer an öffentli­
chen Schulen gilt als Altersgrenze das Ende des 
Schuljahres, das dem Schuljahr vorangeht, in dem 
sie das 65. Lebensjahr vollenden. 3Für einzelne Be­
amtengruppen kann gesetzlich eine andere Alters­
grenze bestimmt werden, wenn die Eigenart der 
Amtsaufgaben es erfordert. 

(2) Beamte auf Lebenszeit treten mit dem Ende 
des Monats, in dem sie die Altersgrenze erreichen, 
in den Ruhestand. 

(3) 1 Beamte auf Zeit treten mit Ablauf der Zeit, 
für die sie ernannt sind, in den Ruhestand, wenn sie 
eine Dienstzeit von mindestens zehn Jahren in 
einem Beamtenverhältnis mit Dienstbezügen zu­
rückgelegt haben und entweder nicht nach Art. 40 
Abs. 1 Nr. 5 entlassen oder nicht erneut in dasselbe 
Amt für eine weitere Amtszeit berufen werden. 2Mit 
dem Ende des Monats, in dem Beamte auf Zeit die 
Altersgrenze erreichen, treten sie in den Ruhe·· 
stand, wenn sie eine Dienstzeit von mindestens 
zehn Jahren in einem Beamtenverhältnis mit 
Dienstbezügen zurückgelegt haben oder aus einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Beamten 
auf Zeit ernannt worden waren. 

(4) lWenn zwingende dienstliche Rücksichten im 
Einzelfall die Fortführung der Dienstgeschäfte 
durch einen bestimmten Beamten erfordern, kann 
der Eintritt in den Ruhestand über das 65. Lebens­
jahr oder über eine sonst gesetzlich festgesetzte Al­
tersgrenze für eine bestimmte Frist, die jeweils ein 
Jahr nicht übersteigen darf, hinausgeschoben wer­
den, höchstens jedoch bis zur Vollendung des 
68. Lebensjahres und um nicht mehr als insgesamt 
fünf Jahre. 2Die Entscheidung trifft bei den Beam­
ten der Staatskanzlei und der Staatsministerien 
von der Besoldungsgruppe A 16 an und den in der 
Besoldungsordnung B aufgeführten Vorständen 
der den Staatsministerien unmittelbar nachgeord­
neten Behörden die Staatsregierung, bei den übri­
gen Beamten die oberste Dienstbehörde mit Zu­
stimmung des Landespersonalausschusses. 

Art. 56 

(1) lDer Beamte auf Lebenszeit ist in den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn er infolge eines körperli­
chen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner kör­
perlichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner 
Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) 
ist. 2Als dienstunfähig kann der Beamte auch dann 
angesehen werden, wenn er infolge Erkrankung in­
nerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate 
keinen Dienst getan hat und keine Aussicht be­
steht, daß er innerhalb weiterer sechs Monate wie­
der voll dienstfähig wird. 3Bestehen Zweifel über 
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die Dienstunfähigkeit des Beamten, so ist er ver­
pflichtet, sich nach Weisung des Dienstvorgesetzten 
ärztlich untersuchen und, falls ein Amtsarzt dies für 
erforderlich hält, beobachten zu lassen. 4Entzieht 
sich der Beamte trotz wiederholter schriftlicher 
Aufforderung ohne hinreichenden Grund der Ver­
pflichtung, sich nach Weisung des Dienstvorgesetz­
ten untersuchen oder beobachten zu lassen, so kann 
er so behandelt werden, wie wenn seine Dienst­
unfähigkeit amtsärztlich festgestellt worden wäre. 

(2) I Ein dienstunfähiger Beamter auf Zeit ist in 
den Ruhestand zu versetzen, wenn er . 

1. eine Dienstzeit von mindestens zehn Jahren in 
einem Beamtenverhältnis mit Dienstbezügen zu­
rückgelegt hat oder 

2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger 
Beschädigung, die er sich ohne grobes VersclwI­
den bei Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig geworden 
ist oder 

3. aus einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
zum Beamten auf Zeit ernannt worden war. 

21st ein Beamter auf Zeit aus anderen als den in 
Nummer 2 genannten Gründen dienstunfähig ge­
worden und hat er eine Dienstzeit von weniger als 
zehn Jahren in einem Beamtenverhältnis mit 
Dienstbezügen zurückgelegt, so kann er in den Ru­
hestand versetzt werden; d ie Entscheidung trifft die 
oberste Dienstbehörde, bei einem Beamten des 
Staates im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
rium de r Finanzen. 

(3) I Ein Beamter auf Lebenszeit kann auf seinen 
Antrag auch ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit 
in den Ruhestand versetzt werden , wenn er 

1. das 62. Lebensjahr vollendet hat oder 

2. schwerbehindert im Sinn des § 1 des Schwerbe­
hindertengesetzes ist und mindestens das 60. Le­
bensj ahr vollendet hat. 

2Dem Antrag nach Nummer 2 darf nur entsprochen 
werden, wenn sich der Beamte unwiderruflich dazu 
verpflichtet, bis zur Vollendung des 62. Lebensjah­
res nicht mehr als durchschnittlich vierhundert­
fünfundzwanzig Deutsche Mark im Monat aus Be­
schäftigungen oder Erwerbstätigkeiten hinzuzu­
verdienen. 

Art. 57 

(1) Beantragt der Beamte, ihn nach Art. 56 Abs. 1 
in den Ruhestand zu versetzen, so wird seine 
Dienstunfähigkeit dadurch festgestellt, daß sein 
unmittelbarer Dienstvorgesetzter auf Grund eines 
amtsärztlichen Gutachtens, über den Gesundheits­
zustand erklärt, er halte ihn nach pflichtgemäßem 
Ermessen für dauernd unfähig, seine Dienstpflich-
ten zu erfüllen. . 

(2) Die über die Versetzung in den Ruhestand 
entscheidende Behörde ist an die Erklärung des un­
mittelbaren Dienstvorgesetzten nicht gebunden; sie 
kann andere Beweise erheben. 

Art. 58 

(1) IHält der Dienstvorgesetzte den Beamten für 
dienstunfähig und beantragt dieser die Versetzung 
in den Ruhestand nicht, so teilt der Dienstvorge-

setzte dem Beamten oder seinem Pfleger schriftlich 
mit, daß seine Ver'setzung in den Ruhestand beab~ 
sichtigt sei; dabei sind die Gründe für die Verset­
zung in den Ruhestand anzugeben. 21st der Beamte 
zur Wahrnehmung seiner Rechte in dem Verfahren 
nicht in der Lage, so bestellt das Amtsgericht auf 
Antrag des Dienstvorgesetzten einen Pfleger als 
gesetzlichen Vertreter in dem Verfahren; die Vor­
schriften des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit für das Verfahren 
bei Anordnung einer Pflegschaft nach § 1910 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend. 

(2) Erhebt der Beamte oder sein Pfleger inner­
halb eines Monats keine Einwendungen, so ent­
scheidet die nach Art. 61 Abs. 1 zuständige Behörde 
über die Versetzung in den Ruhestand. 

(3) IWerden Einwendungen erhoben, so entschei­
det die für die Versetzung in den Ruhestand zustän­
dige Behörde, ob das Verfahren einzustellen oder 
fortzuführen ist. 2Die Entscheidung ist dem Beam­
ten oder seinem Pfleger zuzustellen. 

(4) lWird das Verfahren fortgeführt, so ist mit 
dem Ende der drei Monate, die auf den Monat der 
Zustellung der Entscheidung folgen, bis zum Be­
ginn des Ruhestands die das Ruhegehalt zuzüglich 
des Unterschiedsbetrags nach § 50 Abs. 1 Satz 2 
BeamtVG übersteigende Besoldung mit Ausnahme 
der vermögenswirksamen Leistungen einzubehal­
ten. 2Zur Fortführung des Verfahrens wird ein Be­
amter mit der Ermittlung des Sachverhalts beauf­
tragt; er hat die Rechte und Pflichten wie ein Unter­
suchungsführer im förmlichen Disziplinarverfah­
ren. 3Der Beamte oder sein Pfleger ist zu den 
Vernehmungen zu laden. 4Nach Abschluß der Er­
mittlungen ist der Beamte oder sein Pfleger zu dem 
Ergebnis der Ermittlungen zu hören. 

(5) IWird hiernach die Dienstfähigkeit des Beam­
ten festgestellt, so ist das Verfahren einzustellen. 
2Die Entscheidung ist dem Beamten oder seinem 
Pfleger schriftlich mitzuteilen; die nach Absatz 4 
Satz 1 einbehaltenen Beträge sind nachzuzahlen. 

(6) IWird die Dienstunfähigkeit festgestellt, so 
wird der Beamte mit dem Ende des Monats, in dem 
ihm die Verfügung zugestellt worden ist, in den Ru­
hestand versetzt; die einbehaltenen Beträge wer­
den nicht nachgezahlt. 2Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Beamte nach der Entscheidung über die 
Fortführung des Verfahrens (Absatz 3) mit der Ver­
setzung in den Ruhestand einverstanden erklärt. 

Art. 59 

(1) lIst ein wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe­
stand versetzter Beamter wieder dienstfähig ge­
worden, so kann er erneut in das Beamtenverhält­
nis berufen werden. 2Art. 53 Abs. 1 gilt entspre­
chend. 3Nach Ablauf von fünf Jahren seit Eintritt in 
den Ruhestand ist eine erneute Berufung in das Be­
amtenverhältnis nur mit Zustimmung des Ruhe­
standsbeamten zulässig. 4Der Ruhestand endet mit 
der erneuten Berufung in das Beamtenverhältnis. 

(2) Beantragt der Ruhestandsbeamte nach Wie­
derherstellung seiner Dienstfähigkeit und vor Ab­
lauf von fünf Jahren seit dem Eintritt in den Ruhe­
stand, ihn erneut in das Beamtenverhältnis zu be­
rufen, so ist diesem Antrag zu entsprechen, falls 
nicht zwingende dienstliche Gründe entgegen­
stehen. 
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(3) IZur Nachprüfung seiner Dienstfähigkeit ist 
der Ruhestandsbeamte verpflichtet, sich nach Wei­
sung der Behörde, die für seine Wiederernennung 
zuständig ist, amtsärztlich untersuchen zu lassen. 
2Er kann eine solche Untersuchung verlangen, 
wenn er einen Antrag nach Absatz 2 stellen will. 

Art. 60 

(1) Der Beamte auf Probe ist in den Ruhestand zu 
versetzen, wenn er infolge Krankheit, Verwundung 
oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne gro­
bes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlas- , 
sung des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig ge­
worden ist. 

(2) I Er kann in den Ruhestand versetzt werden, 
wenn er aus anderen Gründen dienstunfähig ge­
worden ist. 2Die Ruhestandsversetzung bedarf der 
Zustimmung der obersten Dienstbehörde sowie bei 
Beamten des Staates der des Staatsministeriums 
der Finanzen. 

(3) Die Art. 57 bis 59 gelten entsprechend. 

ce) Gemeinsame Vorschriften 

Art. 61 

(1) IDie Versetzung in den Ruhestand wird, so­
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, von der 
Behörde verfügt, die für die Ernennung des Beam­
ten zuständig wäre. 2Die Verfügung ist dem Beam­
ten zuzustellen; sie kann bis zum Beginn des Ruhe­
stands zurückgenommen werden. 

(2) I Der Ruhestand beginnt, abgesehen von den 
Fällen der Art. 51, 54, 55 und 58 Abs. 6, mit dem Ende 
der drei Monate, die auf den Monat folgen, in wel­
chem die Verfügung über die Versetzung in den 
Ruhestand dem Beamten zugestellt worden ist, bei 
einem Beamten auf Zeit jedoch spätestens mit Ab­
lauf der Amtszeit. 2Bei der Mitteilung der Verset­
zung in den Ruhestand kann auf Antrag oder mit 
schriftlicher Zustimmung des Beamten ein frühe­
rer Zeitpunkt festgesetzt werden. 

Abschnitt III 

Rechtliche Stellung der Beamten 

1. Pflichten der Beamten 

a) Allgemeines 

Art. 62 

(1) IDer Beamte dient dem ganzen Volk, nicht 
einer Partei. 2Er hat die Gesetze zu beachten, seine 
Aufgaben unparteiisch und gerecht zu erfüllen und 
bei seiner Amtsführung auf das Wohl der Allge­
meinheit Bedacht zu nehmen. 

(2) I Der Beamte muß sich durch sein gesamtes 
Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinn des Grundgesetzes und der 
Verfassung bekennen und für ihre Erhaltung ein­
treten. 2Mit dieser Verpflichtung des Beamten ist 
insbesondere unvereinbar jede Verbindung mit 
einer Partei, Vereinigung oder Einrichtung, die die 
freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinn 

des Grundgesetzes und der Verfassung ablehnt 
oder bekämpft, oder die Unterstützung anderer ver­
fassungsfeindlicher Bestrebungen. 

Art. 63 

(1) Ein Beamter, der sich politisch betätigt, hat 
dabei diejenige Mäßigung und Zurückhaltung zu 
wahren, die sich aus seiner Stellung gegenüber der 
Allgemeinheit und aus der Rücksicht auf die Pflich­
ten seines Amts ergibt. 

(2) Ein Streikrecht gegen die verfassungsmäßige 
Staatsgewalt steht dem Beamten nicht zu. 

Art. 64 

(1) IDer Beamte hat sich mit voller Hingabe sei­
nem Beruf zu widmen. 2Er .bat sein Amt uneigen­
nützig nach bestem Gewissen zu verwalten. 3Sein 
Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes 
muß der Achtung und dem Vertrauen gerecht wer­
den, die sein Beruf erfordert. 

(2) IDer Beamte hat seine Vorgesetzten zu bera­
ten und zu unterstützen. 2Er ist verpflichtet, ihre 
dienstlichen Anordnungen auszuführen und ihre 
allgemeinen Richtlinien zu befolgen; dies gilt nicht, 
soweit der Beamte nach besonderen gesetzlichen 
Vorschriften an Weisungen nicht gebunden und nur 
dem Gesetz unterworfen ist. 

Art. 65 

(1) Der Beamte trägt für die Rechtmäßigkeit sei­
ner dienstlichen Handlungen die volle persönliche 
Verantwortung. 

(2) I Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienst­
licher Anordnungen hat der Beamte unverzüglich 
bei seinem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu 
machen. 2Wird die Anordnung aufrechterhalten, so 
hat sich der Beamte, wenn seine Bedenken gegen 
ihre Rechtmäßigkeit fortbestehen, an den nächst­
höheren Vorgesetzten zu wenden. 3Bestätigt dieser 
die Anordnung, so muß der Beamte sie ausführen 
und ist von der eigenen Verantwortung befreit; dies 
gilt nicht, wenn das dem Beamten aufgetragene 
Verhalten strafbar oder ordnungswidrig und die 
Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für ihn er­
kennbar ist odel' das ihm aufgetragene Verhalten 
die Würde des Menschen verletzt. 4Die Bestätigung 
ist auf Verlangen schriftlich zu erteilen. 

(3) Verlangt der unmittelbare Vorgesetzte die so­
fortige Ausführung der Anordnung, weil Gefahr im 
Verzug besteht und die Entscheidung des nächst­
höheren Vorgesetzten nicht rechtzeitig herbeige­
führt werden kann, so gelten Absatz 2 Sätze 3 und 4 
entsprechend. 

b) Diensteid 

Art. 66 

(1) Der Beamte hat folgenden Diensteid zu lei-
sten: 

"Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und der Ver­
fassung des Freistaates Bayern, Gehorsam 
den Gesetzen und gewissenhafte Erfüllung 
meiner Amtspflichten, so wahr mir Gott 
helfe." 
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(2) IDer Eid kann auch oJme die Worte "so wahr 
mir Gott helfe" geleistet werden. 2Gestattet ein Ge­
setz den Mitgliedern einer Religionsgesellschaft, an 
Stelle der Worte "ich schwöre" andere Beteuerungs­
formeln zu gebrauchen, so kann der Beamte, der 
Mitglied einer solchen Religionsgesellschaft ist, 
diese Beteuerungsformel sprechen. 

(3) 1 In den Fällen, in denen eine Ausnahme nach 
Art. 9 Abs. 2 zugelassen worden ist, kann von einer 
Eidesleistung abgesehen werden. 2An die Stelle des 
Eides tritt dann folgendes Gelöbnis: 

"Ich gelobe, meine Amtspflichten gewissen­
haft zu erfüllen." 

c) Beschränkungen bei der Vornahme 
von Amtshandlungen 

Art. 67 

(1) Der Beamte ist von Amtshandlungen zu be­
freien, die sich gegen ihn selbst oder einen Angehö­
rigen richten würden. 

(2) Angehörige im Sinn des Absatzes 1 sind die in 
·Art. 20 Abs. 5 des Bayerischen Verwaltungsverfah­
rensgesetzes (BayVwVfG) genannten Personen. 

(3) Gesetzliche Vorschriften, insbesondere Art 20 
BayVwVfG, nach denen der Beamte von einzelnen 
Amtshandlungen ausgeschlossen ist, bleiben unbe­
rührt. 

Art. 68 

(1) IDie oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
bestimmte Behörde kann einem Beamten aus zwin­
genden dienstlichen Gründen die Führung seiner 
Dienstgeschäfte verbieten. 2Das Verbot erlischt, 
wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen 
den Beamten ein förmliches Disziplinarverfahren 
oder ein sonstiges auf Rücknahme der Ernennung 
oder auf Beendigung des Beamtenverhältnisses ge­
richtetes Verfahren eingeleitet worden ist. 

(2) Der Beamte soll vor Erlaß des Verbots gehört 
werden. 

d) Amtsverschwiegenheit 

Art. 69 

(1) IDer Beamte hat; auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, über die ihm bei seiner amt­
lichen Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegen­
heiten Verschwiegenheit zu bewahren. -2Dies gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr 
oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ih­
rer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür­
fen. 

(2) 1 Der Beamte darf ohne Genehmigung über 
Angelegenheiten, über die er Verschwiegenheit zu 
bewahren hat, weder vor Gericht noch außerge­
richtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. 2Die 
Genehmigung erteilt der Dienstvorgesetzte oder, 

wenn das Beamtenverhältnis be endet ist, der letzte 
Dienstvorgesetzte. 3Hat sich der Vorgang, den die 
Äußerung betrifft, bei einem früheren Dienstherrn 
ereignet, so darf die Genehmigung nur mit dessen 
Zustimmung erteilt werden. 

(3) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete 
Pflicht des Beamten, Straftaten anzuzeigen und bei 
Gefährdung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinn des Grundgesetzes und der 
Verfassung für ihre Erhaltung einzutreten. 

Art. 70 

(1) IDie Genehmigung, als Zeuge auszusagen, 
darf nur versagt werden, wenn die Aussage dem 
Wohl des Bundes, des Freistaates Bayern oder ei­
nes anderen deutschen Landes Nachteile bereiten 
oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich 
gefährden oder erheblich erschweren würde. 2Die 
Genehmigung, ein Gutachten zu erstatten, kann 
versagt werden, wenn die Erstattung den dienstli­
chen Interessen nachteilig wäre. 

(2) 1 Ist der Beamte Partei oder Beschuldigter in 
einem gerichtlichen Verfahren oder soll sein Vor­
bringen der Wahrnehmung seiner beFechtigten In­
teressen dienen, so darf die Genehmigung auch 
dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 erfüllt sind, nur versagt werden, wenn die 
dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar erfor­
dern. 2Wird sie versagt, so ist dem Beamten der 
Schutz zu gewähren, den die dienstlichen Rücksich­
ten zulassen. 

(3) lÜber die Versagung der Aussagegenehmi­
gung entscheidet die oberste Dienstbehörde; für die 
Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände _ 
und der sonstigen unter der Aufsicht des Staates 
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun­
gen des öffentlichen Rechts tritt an die Stelle der 
obersten Dienstbehörde die oberste Aufsichtsbe­
hörde oder die von ihr durch Rechtsverordnung be­
stimmte Behörde. 2Für Polizeibeamte kann das 
Staatsministerium des Innern die Ausübung der 
Befugnis nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf 
unmittelbar nachgeordnete Behörden übertragen. 

Art. 71 

1 Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Be­
amtenverhältnisses, auf Verlangen des Dienstvor­
gesetzten oder des letzten Dienstvorgesetzten amt­
liche Schriftstücke, Zeichnungen, bildliehe Darstel­
lungen sowie Aufzeichnungen jeder Art über 
dienstliche Vorgänge, auch soweit es sich um Wie­
dergaben handelt, herauszugeben. 2Eine Herausga­
be privater Aufzeichnungen über dienstliche Vor­
gänge kann nur verlangt werden, wenn ein öffentli­
ches Interesse an der Geheimhaltung dieser Vor­
gänge besteht. 3Die Verpflichtung zur Herausgabe 
trifft gegen angemessene Entschädigung auch die 
Hinterbliebenen und die Erben des Beamten. 

Art. 72 

Auskürift~ an die Presse erteilt der Vorstand der 
Behörde oder die von ihm bestimmte Person. 
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e) Nebentätigkeit und Tätigkeit 
von Ruhestandsbeamten und früheren Beamten 

mit Versorgungsbezügen 

Art. 73 

(1) Der Beamte ist verpflichtet, auf schriftliches 
Verlangen seines Dienstherrn eine Nebentätigkeit 
(Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen 
Dienst zu übernehmen, sofern diese Tätigkeit sei­
ner Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht 
und ihn nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 

2) 1 Der Beamte bedarf zur Übernahme jeder an­
deren Nebentätigkeit der vorherigen Genehmi­
gung, soweit die Nebentätigkeit nicht nach Art. 74 
Abs. 1 genehmigungsfrei ist. 2Als Nebentätigkeit 
gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenäm­
ter; ihre Übernahme ist vor Aufnahme dem unmit­
telbaren Dienstvorgesetzten schriftlich anzuzeigen. 

(3) ' lDie Genehmigung ist zu versagen, wenn zu 
besorgen ist, daß durch die Nebentätigkeit dienstli­
che Interessen beeinträchtigt werden. 2Ein solcher 
Versagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die 
Nebentätigkeit 

1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft des Beam­
ten so stark in Anspruch nimmt, daß die ord­
nungsgemäße Erfüllung seiner dienstlichen 
Pflichten behindert werden kann, 

2. den Beamten in einen Widerstreit mit seinen 
dienstlichen Pflichten bringen kann, 

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die 
Behörde, der der Beamte angehört, tätig wird 
oder tätig werden kann, 

4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des 
Beamten beeinflussen kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künfti­
gen dienstlichen Verwendbarkeit des Beamten 
führen kann, 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung ab­
träglich sein kann . . 

3Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Re­
gel als erfüllt, wenn die zeitliche Beanspruchung 
durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der 
Woche ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit überschreitet. 4Ergibt sich eine Beein­
trächtigung dienstlicher Interessen nach Erteilung 
der Genehmigung, so ist diese zu widerrufen. 

(4) 1 Nebentätigkeiten, die der Beamte nicht auf 
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines 
Dienstherrn übernommen hat oder bei denen der 
J;?ienstvorgesetzte ein dienstliches Interesse an der 
Ubernahme der Nebentätigkeit durch den Beamten 
nicht anerkannt hat, darf er nur außerhalb der Ar­
beitszeit ausüben. 2Ausnahmen dürfen nur in be­
sonders begründeten Fällen, insbesondere im öf­
fentlichen Interesse, zugelassen werden, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die 
versäumte Arbeitszeit nachgeleistet wird. 

(5) lDer Beamte darf bei der Ausübung von Ne­
bentätigkeiten Einrichturigen, Personal oder Mate­
rial seines Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öf­
fentlichen oder wissenschaftlichen Interesses mit 
vorheriger Genehmigung und gegen Entrichtung 
eines angemessenen Entgelts in Anspruch nehmen. 

2Das Entgelt hat sich nach den dem Dienstherrn 
entstehenden Kosten zu richten und muß den be­
sonderen Vorteil berücksichtigen, der dem Beam­
ten durch die Inanspruchnahme entsteht. 3Der Be­
amte ist verpflichtet, soweit er bei der Ausübung 
von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder 
Material des Dienstherrn in Anspruch nimmt, auf 
Verlangen über Art und Umfang der Nebentätigkei­
ten, die hierdurch erzielte Vergütung sowie über Art 
und Umfang der Inanspruchnahme Auskunft zu ge­
ben. 4Die Vergütung sowie Art und Umfang der In­
anspruchnahme können geschätzt werden, wenn 
der Beamte hierüber keine Auskunft gibt oder über 
seine Angaben keine ausreichende Aufklärung ge­
ben kann oder Aufzeichnungen nicht vorlegt, die er 
nach beamtenrechtlichen Rechtsvorschriften zu 
führen hat. 

(ß) 1 Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 
5 trifft, soweit nichts anderes bestimmt ist, die ober­
ste Dienstbehörde. 2Sie kann ihre Befugnisse durch 
Rechtsverordnung auf nachgeordnete Behörden 
übertragen. . 

(7) lAnträge auf Erteilung einer Genehmigung 
(Absatz 2) oder auf Zulassung einer Ausnahme 
(Absatz 4 Satz 2) und Entscheidungen über diese 
Anträge bedürfen der Schriftform. 2Der Beamte hat 
die für die Entscheidung erforderlichen Nachweise 
über Art und Umfang der Nebentätigkeit zu führen. 
3Das dienstliche Interesse (Absatz 4 Satz 1) ist ak­
tenkundig zu machen. 

Art. 74 

(1) 1 Nicht genehmigungspflichtig ist 

1. eine Nebentätigkeit, die der Beamte auf Vor­
schlag oder Veranlassung seines Dienstherrn 
übernommen hat, 

2. eine unentgeltliche Nebentätigkeit mit Aus­
nahme 

a) der Übernahme eines Nebenamtes, einer Vor­
mundschaft, Pflegschaft oder Testamentsvoll­
streckung, 

b) der Übernahme einer gewerblichen Tätigkeit, 
der Ausübung eines freien Berufes oder der 
Mitarbeit bei einer dieser Tätigkeiten, 

c) des Eintritts in ein Organ eines Unternehmens, 
sofern es sich bei dem Unternehmen nicht um 
eine Genossenschaft handelt, sowie der Über­
nahme einer Treuhänderschaft, 

3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung 
des Beamten unterliegenden Vermögens, 

4. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künst­
lerische Tätigkeit oder Vortragstätigkeit des Be­
amten, 

5. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusam­
menhängende selbständige Gutachtertätigkeit 
von Professoren und habilitierten Hochschulassi­
stenten sowie von Beamten an wissenschaftli­
chen Instituten und Anstalten, 

6. die Tätigkeit zur· Wahrung von Berufsinteressen 
in Gewerkschaften oder Berufsverbänden oder in 
SelbsthilfeeinriChtungen der Beamten. 

2Die Unentgeltlichkeit einer Nebentätigkeit nach 
Satz 1 Nr. 2 wird durch die Gewährung einer ange-
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messenen Aufwandsentschädigung oder einer Ge­
genleistung von geringem Wert nicht ausgeschlos­
sen. 

(2) lEine nicht genehmigungspflichtige Nebentä­
tigkeit ist vom Dienstvorgesetzten ganz oder teil­
weise zu untersagen, wenn der Beamte bei ihrer 
Ausübung dienstliche Pflichten verletzt. 2Der Be­
amte ist insoweit auf Verlangen des Dienstvorge­
setzten verpflichtet, über Art und Umfang der Ne­
bentätigkeit schriftlich Auskunft zu geben. 

(3) Art. 73 Abs. 4 und 5 gelten entsprechend. 

Art. 75 

IWird der Beamte aus seiner Tätigkeit im Vor­
stand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem 
sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossen­
schaft oder eines in einer anderen Rechtsform be­
triebenen Unternehmens, die er auf schriftliches 
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines 
Dienstherrn übernommen hat, haftbar gemacht, so 
hat er gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz 
des ihm entstandenen Schadens. 21st der Schaden 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wor­
den, so ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, 
wenn der Beamte auf Verlangen eines Vorgesetzten 
gehandelt hat. 

Art. 76 

Endet das Beamtenverhältnis, so enden, wenn im 
Einzelfall nichts anderes bestimmt wird, auch die 
Nebenämter und Nebenbeschäftigungen, die dem 
Beamten im Zusammenhang mit seinem Hauptamt 
übertragen worden sind oder die er auf schriftliches 
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines 
Dienstherrn übernommen hat. 

Art. 77 

(1) [Die zur Ausführung der Art. 73 bis 76 notwen­
digen Vorschriften über die Nebentätigkeit der Be­
amten erläßt die Staatsregierung durch Rechtsver­
ordnung. 21n ihr kann auch bestimmt werden, 

1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im 
Sinn dieser Vorschriften anzusehen sind oder 
ihm gleichstehen, 

2. ob und inwieweit der Beamte für eine im öffentli­
chen Dienst ausgeübte oder auf Verlangen, Vor­
schlag oder Veranlassung seines Dienstherrn 
übernommene Nebentätigkeit eine Vergütung er­
hält oder eine erhaltene Vergütung abzuführen 
hat und diese Vergütung geschätzt werden kann, 
wenn der Beamte hierüber keine Auskunft gibt 
oder über seine Angaben keine ausreichende 
Aufklärung geben kann oder Aufzeichnungen 
nicht vorlegt, die er nach beamtenrechtlichen 
Rechtsvorschriften zu führen hat, 

3. inwieweit der Beamte Auskunft über eine Vergü­
tung aus einer genehmigungspflichtigen Neben­
tätigkeit zu erteilen hat, 

4. unter welchen Voraussetzungen der Beamte bei 
der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtun­
gen, Personal oder Material des Dienstherrn in 
Anspruch nehmen darf und welches Entgelt er 
hierf.ür zu entrichten hat, 

5. das Nähere hinsichtlich der Auskunftspflicht 
nach Art. 73 Abs. 5 Satz 3, Art. 74 Abs. 3, der Schät­
zung nach Art. 73 Abs. 5 Satz 4, Art. 74 Abs. 3 sowie 
der Unentgeltlichkeit nach Art. 74 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2, Satz 2. 

(2) I Im staatlichen Bereich kann das zuständige 
Staatsministerium in Ergänzung einer Rechtsver­
ordnung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 die Höhe der 
Vergütung für eine Nebentätigkeit durch Verwal­
tungsvorschriften regeln. 2Wird eine Verwaltungs­
vorschrift nicht erlassen, ist die Höhe der Vergü­
tung vom zuständigen Staatsministerium durch 
Einzelentscheidung zu bestimmen. 3Verwaltungs­
vorschriften und Einzelentscheidungen bedürfen 
der Zustimmung des Staatsministeriums der Fi­
nanzen. 

Art. 78 

(1) lEin Ruhestandsbeamter oder früherer Beam­
ter mit Versorgungsbezügen, der nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses außerhalb des öffentli­
chen Dienstes eine Beschäftigung oder Erwerbstä­
tigkeit aufnimmt, die mit seiner dienstlichen Tätig­
keit in den letzten fünf Jahren vor Beendigung des 
Beamtenverhä ltnisses im Zusammenhang steht 
und durch die dienstliche Interessen beeinträchtigt 
werden können, hat die Beschäftigung oder Er­
werbstätigkeit der letzten obersten Dienstbehörde 
unverzüglich anzuze igen. 2Die Anzeigepflicht ende t 
nach 

1. dre i Jahren, wenn der Beamte mit dem Ende des 
Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, 
oder zu e inem späteren Zeitpunkt in den Ruhe­
stand getreten ist, 

2. fünf Jahren, spätestens jedoch bei Vollendung 
des 68. Lebensjahres, wenn der Beamte zu einem 
früheren Zeitpunkt in den Ruhestand getreten ist. 

(2) Die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit ist 
zu untersagen, wenn zu besorgen ist, daß durch sie 
dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 

(3) I Die Untersagung wird durch die letzte ober­
ste Dienstbehörde ausgesprochen; sie endet späte­
stens mit Ablauf des Zeitraums, für den eine Anzei­
gepflicht nach Absatz 1 besteht. 2Die oberste 
Dienstbehörde kann ihre Befugnisse durch Rechts­
verordnung auf nachgeordnete Behörden übertra­
gen. 

f) Annahme von Belohnungen 

Art. 79 

I Der Beamte darf, auch nach Beendigung des Be­
amtenverhältnisses, Belohnungen oder Geschenke 
in bezug auf sein Amt nur mit Zustimmung der 
obersten oder der letzten obersten Dienstbehörde 
annehmen. 2Die Befugnis zur Zustimmung kann 
auf andere Behörden übertragen werden. 

g) Arbeitszeit 

Art. 80 

(1) Die Staatsregierung regelt die Arbeitszeit der 
Beamten durch Rechtsverordnung. 
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(2) 'Der Beamte ist verpflichtet, ohne Entschädi­
gung über die regelmäßige wöchentliche Arbeits­
ze it hinaus Dienst zu tun, wenn zwingende dienstli­
che Verhältnisse dies erforde rn und sich die Mehr­
arbeit auf Ausnahmefälle beschränkt. 2Wird er 
durch eine dienstlich angeordnete oder genehmigte 
Mehrarbeit mehr als fünf Stunden im Monat über 
die regelmäßige Arbeitszeit hinaus beansprucht, ist 
ihm innerhalb von drei Monaten für die über die re­
ge lmäßige Arbeitszeit hinaus geleistete Mehrarbeit 
entsprechende Dienstbefreiung zu gewähren. 31st 
die Dienstbefreiung aus zwingenden dienstlichen 
Gründen nicht möglich, so können an ihrer Stelle 
Beamte in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden 
Gehältern für einen Zeitraum bis zu 40 Stunden im 
Monat eine Vergütung erhalten. 41n einer durch an­
dere Maßnahmen nicht zu beseitigenden Ausnah­
mesituation kann in den Bereichen der inneren Si­
cherheit und im ärztlichen Dienst an Krankenhäu­
sern mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde 
und des Staatsministeriums der Finanzen in den 
Fällen des Satzes 3 darüber hinaus Mehrarbeits­
vergütung wie folgt gezahlt werden: 

Vom 1. Januar 1984 bis 31. Dezember 1986 bis höch­
stens 60 Stunden im Monat, 

vom 1. Janua r 1987 bis 31. Dezember 1987 bis höch­
stens 50 Stunden im Monat. 

Art. 80a 

(1) Einem Beamten mit Dienstbezügen kann 

1. in Bere ichen, in denen in einer Ausnahmesitua­
tion ein dringendes öffentliches Interesse daran 
beste ht, Bewerber im öffentlichen Dienst zu be­
schäftigen, 

a) auf Antrag Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälf­
te der regelmäßigen Arbeitszeit für die Dauer 
von insgesamt höchstens zehn Jahren,. 

b) nach einer Vollzeitbeschäftigung im öffentli­
chen Dienst von mindestens 20 Jahren und 
nach Vollendung des 55. Lebensjahres auf An­
trag, der sich auf die Zeit bis zum Beginn des 
Ruhestands erstrecken muß, Urlaub ohne 
Dienstbezüge, 

2. in Bereichen, in denen in einer Ausnahmesitua­
tion ein dringendes öffentliches Interesse daran 
besteht, Bewerber im öffentlichen Dienst zu be­
schäftigen, die für eine ausschließlich oder in der 
Regel im öffentlichen Dienst auszuübende Be­
rufstätigkeit ausgebildet worden sind, nach Ab­
lauf der Probezeit Urlaub ohne Dienstbezüge für 
die Dauer von insgesamt höchstens sechs Jahren 

bewilligt werden, wenn dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. 

(2) 'Dem Antrag nach Absatz 1 Nm. 1 oder 2 darf 
nur entsprochen werden, wenn der Beamte erklärt, 
während der Dauer des Bewilligungszeitraums auf 
die Ausübung entgeltlicher Nebentätigkeiten zu 
verzichten und entgeltliche Tätigkeiten nach Art. 74 
Abs. 1 Nrn. 4 bis 6 nur in derri Umfang auszuüben, 
wie er sie bei Vollzeitbeschäftigung ohne Verlet­
zung dienstlicher Pflichten ausüben könnte. 2Wird 
diese Verpflichtung schuldhaft verletzt, so kann die 
Bewilligung widerrufen werden. 3Eine disziplinar­
rechtliche Verfolgung wird dadurch nicht ausge­
schlossen. 4Ausnahmen von Satz 1 dürfen nur zuge-

lassen werden, soweit sie dem Zweck der Bewilli­
gung der Teilzeitbeschäftigung oder des Urlaubs 
nicht zuwiderlaufen und dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. 

(3) 'Eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbe­
schäftigung oder eine Rückkehr zur Vollzeitbe­
schäftigung oder zur Teilzeitbeschäftigung wäh­
rend der Dauer des Bewilligungszeitraums ist nur 
mit Zustimmung der zuständigen Behörde zulässig. 
21n den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchst. b kann 
nur in besonderen Härtefällen eine Rückkehr zuge­
lassen werden, wenn dem Beamten die Fortsetzung 
der Freistellung nicht zugemutet werden kann. 

(4) 'Teilzeitbeschäftigung und Urlaub nach Ab­
satz 1 dürfen zusammen eine Dauer von 15 Jahren, 
Urlaub allein darf eine Dauer von neun Jahren 
nicht überschreiten. 2Teilzeitbeschäftigung und Ur­
laub nach Absatz 1 sowie Ermäßigung der Arbeits­
zeit und Urlaub nach Art. 86a sollen zusammen eine 
Dauer von · 18 Jahren nicht überschreiten; auch 
in Ausnahmefällen darf eine Gesamtdauer von 
23 Jahren nicht überschritten werderi. 3Urlaub nach 
Absatz 1 sowie Urlaub nach Art. 86a dürfen hierbei 
eine Dauer von zusammen neun Jahren nicht über­
schreiten. 4Bei Beamten im Schul- und Hochschul­
dienst kann der Bewilligungszeitraum bis zum En­
de des laufenden Schulhalbjahres oder Semesters 
ausgedehnt werden. 

(5) 'Die Entscheidungen nach den Absätzen 1, 2 
und 3 trifft die oberste Dienstbehörde. 2Sie kann ih­
re Befugnisse auf andere Behörden übertragen. 

(6) 'Das zuständige Staatsministerium bestimmt 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen durch Rechtsverordnung die Bereiche, in 
denen eine Ausnahmesituation und ein dringendes 
öffentliches Interesse im Sinn des Absatzes 1 vor­
liegen. 21n der Rechtsverordnung können die zur Si­
cherstellung einer geordneten Erfüllung der öffent­
lichen Aufgaben erforderlichen Regelungen, insbe­
sondere über Bewilligungszeiträume, Umfang und 
Schranken für die Bewilligung von Teilzeitbeschäf­
tigung und Urlaub, getroffen werden und die Aufga­
ben und Funktionen bestimmt werden, in welchen 
einer Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung oder 
Urlaub dienstliche Belange entgegenstehen. 

(7) Von der Befugnis zur Bewilligung von Teil­
zeitbeschäftigung und Urlaub nach diesem Artikel 
darf nur bis zum 31. Dezember 1990 Gebrauch ge­
macht werden. 

Art. 81 

(1) 'Der Beamte darf dem Dienst nicht ohne Ge­
nehmigung seines Dienstvorgesetzten fernbleiben. 
2Dienstunfähigkeit wegen Krankheit ist auf Ver­
langen nachzuweisen. 3Will der Beamte während 
seiner Krankheit seinen Wohnort verlassen, so hat 
er dies vorher seinem Dienstvorgesetzten anzuzei-
gen und seinen Aufenthaltsort anzugeben. 1 

(2) Verliert der Beamte wegen unentschuldigten 
Fernbleibens vom Dienst nach dem Bundesbesol­
dungsgesetz seinen Anspruch auf Bezüge, so wird 
dadurch eine disziplinarische Verfolgung nicht aus­
geschlossen. 
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(3) I In allen übrigen Fällen, in denen der Beamte 
auße r Dienst gestellt worden ist, können ein ande­
res Einkommen ode r ein beamtenrechtlicher Un­
terhaltsbeitrag, die der Beamte infolge der unter­
bliebenen Dienstleistung für diesen Zeitraum erzie­
lerikonnte, auf die Leistungen des Dienstherrn an­
gerechnet werden, wenn die Nichtanrechnung zu 
einem ungerechtfertigten Vorteil führen würde. ' 
2Der Beamte ist zur Auskunft verpflichtet. 3In den 
Fällen einer vorläufigen Dienstenthebung auf 
Grund eines Disziplinarverfahrens finden die be­
sonderen Vorschriften des Disziplinarrechts An­
wendung. 

h)Wohnung 

Art. 82 

(1) De r Beamte hat seine Wohnung so zu nehmen, 
daß er in der ordnungsmäßigen Wahrnehmung sei­
ner Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Der Dienstvorgesetzte kann ihn anweisen, sei­
ne Wohnung innerhalb einer bestimmten Entfer­
nung von der Dienststelle zu nehmen oder eine 
Dienstwohnung zu beziehen, wenn die dienstlichen 
Verhältnisse es erfordern. 

(3) Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es 
dringend erfordern, kann der Beamte angewiesen 
werden, sich während der dienstfreien Zeit erreich­
bar in Nähe seines Dienstorts aufzuhalten. 

i) Dienstkleidung 

Art. 83 

Der Beamte ist verpflichtet, nach näherer Be­
stimmung der obersten Dienstbehörde Dienstklei­
dung zu tragen, wenn es sein Amt erfordert. 

2. Folgen der Nichterfüllung von Pflichten 

a) Verfolgung von Dienstvergehen 

Art. 84 

(1) lDer Beamte begeht ein Dienstverge hen, 
wenn er schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten 
verletzt. 2Ein Verhalten des Beamten außerhalb des 
Dienstes ist ein Dienstvergehen, wenn es nach den 
Umständen des Einzelfalls in besonderem Maß ge­
eignet ist, Achtung und Vertrauen in einer für sein 
Amt oder das Ansehen des Beamtentums bedeutsa­
men Weise zu beeinträchtigen. 

(2) Bei einem Ruhestandsbeamten oder früheren 
Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es als 
Dienstvergehen, wenn er 

1. sich gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinn des Grundgesetzes und 
der VGrfassung betätigt oder 

2. an Bestrebuil.~en teilnimmt, die darauf abzielen, 
den Bestand oder die Sicherheit der Bundesrepu­
blik Deutschland oder des Freistaates Bayern zu 
beeinträchtigen oder 

3. gegen Art. 69 (Verletzung der Amtsverschwiegen­
heit) oder gegen Art. 79 (Verbot der Annahme von 
Belohnungen oder Geschenken) verstößt oder 

4. entgegen Art. 53 Abs. 1 oder Art. 59 Abs. 1 schuld­
haft einer erneuten Berufung in das Beamtenver­
hältnis nicht nachkommt oder 

5. seine Verpflichtung nach Art. 56 Abs. 3 Satz 2 ver­
letzt oder 

6. gegen die Anzeigepflicht nach Art. 78 Abs. 1 ver­
stößt oder einer Untersagung nach Art. 78 Abs. 3 
zuwiderhandelt. 

(3) Das Nähere über die Verfolgung von Dienst­
vergehe n regelt die Bayerische Disziplinarordnung. 

b) Haftung 

Art. 85 

(1) lVe rletzt ein Beamter schuldhaft die ihm 
obliegenden Pflichten, so hat er dem Dienstherrn, 
desse n Aufgaben er wahrgenommen hat, den dar­
aus entstandenen Schaden zu ersetzen. 2Hat der 
Beamte seine Amtspflicht in Ausübung eines ihm 
anvertrauten öffentlichen Amts verletzt, so hat er 
dem Dienstherrn den Schaden nur insoweit zu er­
setzen, als ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. 3Haben mehrere Beamte den Schaden 
gemeinsam verursacht, so haften sie als Gesamt­
schuldner. 

(2) Hat der Dienstherr einem Dritten auf Grund 
des Art. 34 Satz 1 des Grundgesetzes Schadenser­
satz geleistet, so ist der Rückgriff gegen den Beam­
ten nur insoweit zulässig, als ihm Vorsatz oder gro­
be Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(3) lDie Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in 
drei J ahren von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Dienstherr von dem Schaden und der Person des 

. Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rück­
sicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Be­
gehung der Handlung an. 2Die Ansprüche nach Ab­
satz 2 verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in dem der Ersatzanspruch des Dritten diesem 
gegenüber von dem Dienstherrn anerkannt oder 
dem Dienstherrn gegenüber rechtskräftig festge­
stellt ist und der Dienstherr von der Person des Er­
satzpflichtigen Kenntnis erlangt hat. 

(4) Leistet der Beamte dem Dienstherrn Ersatz 
und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf den Beam­
ten über. 

3. Rechte der Beamten 

a) Fürsorge und Schutz 

Art. 86 

- I Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst- und 
Treueverhältnisses für das Wohl des Beamten und 
seiner Familie, auch für die Zeit nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses, zu sorgen. 2Er schützt 
ihn bei seiner amtlichen Tätigkeit und in seiner 
Stellung als Beamter. 

Art. 86a 

(1) lEinem Beamten mit Dienstbezügen kann auf 
Antrag 

1. die Arbeitszeit bis auf die Hälfte der regelmäßi­
gen Arbeitszeit ermäßigt werden, 
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2. ein Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur Dauer von 
drei Jahren mit der Möglichkeit der Verlänge­
rung gewährt werden, 

wenn er mit 

a) mindestens einem Kind unter 18 Jahren oder 

b) einem nach ärztlichem Gutachten pflegebedürf-
tigen sonstigen Angehörigen -

in häuslicher Gemeinschaft lebt und diese Person 
tatsächlich betreut oder pflegt. 2Die Entscheidung 
trifft die oberste Dienstbehörde. 3Sie kann ihre Be­
fugnisse auf andere Behörden übertragen. 

(2) 1 Ermäßigung der Arbeitszeit und Urlaub dür­
fen zusammen eine Dauer von 15 Jahren, Urlaub al­
.lein darf eine Dauer von neun Jahren nicht über­
schreiten. 2Art. 80a Abs. 4 Satz 4 gilt entsprechend. 
3Der Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung 
ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der gewähr­
ten Beurlaubung zu stellen. 

(3) Während einer Freistellung vom Dienst nach 
Absatz 1 dürfen nur solche Nebentätigkeiten ge­
nehmigt werden, die dem Zweck der Freistellung 
nicht zuwiderlaufen. 

(4) Während der Zeiträume, für die Urlaub ohne 
Dienstbezüge oder Teilzeitbeschäftigung bewilligt 
Yforden ist, ist eine Beendigung des Urlaubs, eine 
Anderung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung 
oder eine Rückkehr zur vollen Arbeitszeit nur mit 
Zustimmung der nach Absatz 1 zuständigen Behör­
de zulässig. 

Art. 87 

Die rechtliche Stellung des Beamten kann unter 
anderen Voraussetzungen oder in anderen Formen 
als denen, die in diesem Gesetz bestimmt oder zu­
gelassen sind, nicht verändert werden. 

Art. 88 

Die Staatsregierung regelt durch Rechtsverord­
nung d~ der Eigenart des öffentlichen Dienstes 
entsprechende Anwendung 

1. de r Vorschriften des Mutterschutzgesetzes auf 
Beamtinnen, 

2. der Vorschriften des Bundeserziehungsgeldge­
setzes über den Erziehungsurlaub auf Beamte, 

3. der Vorschriften des Schwerbehindertengesetzes 
auf schwerbehinderte und gleichgestellte Beamte 
und Bewerber. 

Art. 88a 

(1) Beamte unter 18 Jahren (jugendliche Beamte) 
haben Anspruch auf Jugendarbeitsschutz nach 
Maßgabe der folgenden Absätze. 

(2) 1 Bei der Festlegung der täglichen und wö­
chentlichen Arbeitszeit, der Freistellung an Berufs­
schultagen, der Regelung der Pausen, der Schicht­
zeit, der täglichen Freizeit, der Nachtruhe, der 
Fünf-Tage-Woche sowie der Samstags-, Sonntags­
und Feiertagsruhe ist das besondere Schutzbedürf­
nis jugendlicher Beamter zu berücksichtigen. 2Die 
Dauer ihres Erholungsurlaubs ist unter Berück­
sichtigung ihres Alters und ihres besonderen Erho­
lungsbedürfnisses zu bemessen. 3Das Nähere regelt 
die Staatsregierung durch Recht'sverordnung. 

(3) IJugendliche Beamte dürfen nicht mit Dienst­
geschäften beauftragt werden, bei denen Leben, 
Gesundheit oder die körperliche oder seelisch-gei­
stige Entwicklung gefährdet werden. 2Dies gilt 
nicht für die Beschäftigung jugendlicher Beamter 
über 16 Jahre, soweit dies zur Erreichung ihres 
Ausbildungszieles erforderlich ist und der Schutz 
der Jugendlichen durch die Aufsicht eines Fach­
kundigen sichergestellt ist. 3Die zuständige Dienst­
behörde hat bei der Errichtung und der Unterhal­
tung der Dienststellen einschließlich der Maschi­
nen, Werkzeuge und Geräte und bei der Regelung 
der Beschäftigung die erforderlichen Vorkehrun­
gen und Maßnahmen zum Schutz der Jugendlichen 
gegen Gefahren für Leben und Gesundheit sowie 
zur Vermeidung einer Beeinträchtigung der kör­
perlichen oder seelisch-geistigen Entwicklung zu 
treffen. 

(4) lEin Jugendlicher unter 18 Jahren darf als Be­
amter nur eingestellt werden, nachdem er ärztlich 
untersucht worden ist (Erstuntersuchung). 2Nach 
Ablauf eines Jahres seit der Einstellung ist der ju­
gendliche Beamte erneut ärztlich zu l,lntersuchen 
(Nachuntersuchung). 3Die Erstuntersuchung hat 
sich auf den Gesundheits- und Entwicklungsstand 
sowie die körperliche Beschaffenheit, die Nachun­
tersuchung außerdem auf die Auswirkungen der 
Berufsarbeit auf Gesundheit und Entwicklung des 
jugendlichen Beamten zu erstrecken. 4Die Kosten 
der ärztlichen Untersuchungen trägt der Dienst­
herr. 

(5) Soweit die Eigenart des Polizeivollzugsdien­
stes und die Belange der inneren Sicherheit es er­
'fordern, können für jugendliche Polizeivollzugsbe­
amte durch Rechtsverordnung des Staatsministeri­
ums des Innern im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium der Finanzen Ausnahmen von den für 
jugendliche Beamte geltenden Vorschriften des Ju­
ge nd arbeitsschutzes bestimmt werden. 

Art.88b 

IDen Beamten soll bei Dienstjubiläen eine Jubi­
läumszuwendung gewährt werden. 2Das Nähere 
regelt die Staatsregierung durch Rechtsverord­
nung. 

b) Amtsbezeichnung 

Art. 89 

(1) Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für 
ein Amt verwendet wird; das eine bestimmte Befä­
higung voraussetzt und einen bestimmten Aufga­
benkreis umfaßt, darf nur einem Beamten verlie­
hen werden, der ein solches Amt bekleidet. 

(2) Die Staatsregierung setzt die Amtsbezeich­
nungen der Beamten fest, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist oder sie die Ausübung dieses 
Rechts nicht anderen Stellen überträgt. 

(3) 1 Der Beamte führt im Dienst die Amtsbezeich­
nung des ihm übertragenen Amts; er darf sie auch 
außerhalb des Dienstes führen. 2Nach dem Über­
tritt in ein anderes Amt darf der Beamte die bishe­
rige Amtsbezeichnung nicht mehr führen; in den 
Fällen der Versetzung in ein Amt mit geringerem 
Endgrundgehalt (Art. 34 Abs. 1, Art. 36 Abs. 1) gelten 
Absatz 4 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
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(4) IDer Ruhestandsbeamte darf die ihm bei der 
Versetzung in den Ruhestand zustehende Amtsbe­
zeichnung mit dem Zusatz "außer Dienst (a. D.)" 
und die im Zusammenhang mit dem Amt verliehe­
nen Titel weiterführen. 2Wird ihm ein neues Amt 
übertragen,so erhält er die Amtsbezeichnung des 
neuen Amts; gehört dieses Amt nicht einer Besol­
dungsgruppe mit mindestens demselben End­
grundgehalt (Art. 34 Abs. 1 Satz 2)-an wie das bishe­
rige Amt, so darf er neben der neuen Amtsbezeich­
nung die des früheren A.mts mit dem Zusatz "außer 
Dienst (a. D.)" führen. 3Andert sich die Bezeichnung 
des früheren Amts, so darf die geänderte Amtsbe­
zeichnung geführt werden. 

(5) 1 Einem entlassenen Beamten kann die ober­
ste Dienstbehörde die Erlaubnis erteilen, die Amts­
bezeichnung mit dem Zusatz "außer Dienst (a. D.)" 
sowie die im Zusammenhang mit dem Amt verlie­
henen Titel zu führen. 2Die Erlaubnis kann zurück­
genommen werden, wenn der frühere Beamte sich 
ihrer als nicht würdig erweist. 

c) Besoldung, Versorgungsbezüge und 
sonstige Leistungen 

Art. 90 

(1) Der Beamte hat Anspruch auf die Leistungen 
des Dienstherrn (Besoldung, Versorgung und son­
stige Leistungen) im Rahmen der besonderen Vor­
schriften. 

(2) Die Besoldung der Beamten wird durch das 
Bundesbesoldungsgesetz und das Bayerische Be­
soldungsgesetz (BayBesG) geregelt. 

(3) IDie Versorgung der Beamten wird durch das 
Beamtenversorgungsgesetz geregelt. 2Die Ruhe­
standsbeamten erhalten lebenslang Ruhegehalt 
nach den Vorschriften des Beamtenversorgungsge­
setzes. 3Die Vorschriften über die in den einstweili­
gen Ruhestand versetzten Beamten bleiben unbe­
rührt. 4Die Hinterbliebenen eines Beamten oder 
Ruhestandsbeamten erhalten Versorgung nach den 
Vorschriften des Beamtenversorgungsgesetzes. 

(4) Sonstige Leistungen sind Kostenerstattungen 
und Fürsorgeleistungen, soweit sie nicht zur Besol­
dung oder Versorgung gehören. 

Art. 91 

(aufgehoben) 

Art. 92 

(1) Der Beamte kann, wenn bundesgesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, Ansprüche auf sonsti­
ge Leistungen (Art. 90 Abs. 4) nur insoweit abtreten 
oder verpfänden, als sie der Pfändung unterliegen. 

(2) Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- oder 
Zurückbehaltungsrecht gegenüber Ansprüchen auf 
sonstige Leistungen (Art. 90 Abs. 4) nur insoweit 
geltend machen, als sie pfändbar sind; diese Ein­
schränkung gilt nicht, soweit gegen den Empfänger 
ein Anspruch auf Schadensersatz wegen vorsätz­
licher unerlaubter Handlung besteht. 

Art. 93 

(aufgehoben) 

Art. 94 

Für die Rückforderung von sonstigen Leistungen 
(Art. 90 Abs. 4) gilt § 12 Abs. 2 des Bundesbesol­
dungsgesetzes in Verbindung mit Art. 13 BayBesG 
entsprechend. 

Art. 95 

(aufgehoben) 

Art. 96 

lWird ein Beamter oder Versorgungsberechtigter 
oder einer ihrer Ap.gehörigen körperlich verletzt 
oder getötet, so geht ein gesetzlicher Schadenser­
satzanspruch, der diesen Personen infolge der Kör­
perverletzung oder der Tötung gegen einen Dritten 
zusteht, insoweit auf den Dienstherrn über, als die­
ser während einer auf der Körperverletzung beru­
henden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge 
der Körperverletzung oder der Tötung zur Gewäh­
rung von Leistungen (Art. 90 Abs. 1) verpflichtet ist. 
21st eine Versorgungs kasse zur Gewährung der 
Versorgung ver'pflichtet, so geht der Anspruch auf 
sie über. 3Der Ubergang des Anspruchs kann nicht 
zum Nachteil des Verletzten oder Hinterbliebenen 

. geltend gemacht werden. 

Art. 97 

(1) lWerden durch Gewaltakte Dritter, die im 
Hinblick auf das pflichtgemäße dienstliche Verhal­
ten eines Beamten begangen werden, Gegenstände 
beschädigt oder zerstört, die dem Beamten, seinen 
Familienangehörigen oder mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Personen gehören, oder 
dem Beamten sonstige, nicht unerhebliche Vermö­
gensschäden zugefügt, so kann der Dienstherr hier­
für Ersatz leisten. 2Gleiches gilt in den Fällen, in de­
nen sich der Gewaltakt gegen den Dienstherrn des 
Beamten als solchen gerichtet hat. 

(2) 1 Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbe­
hörde, bei Beamten des Staates im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen. 2Sie 
kann ihre Befugnis auf andere Behörden übertra­
gen. 

(3) 1 Hat der Dienstherr des Beamten Ersatz gelei­
stet, so gehen insoweit Ansprüche gegen Dritte auf 
ihn über. 2Der Übergang der Ansprüche kann nicht 
zum Nachteil des Geschädigten geltend gemacht 
werden. 

d) Reise- und Umzugskosten 

Art. 98 

Reise- und Umzugskostenvergütungen der Be­
amten werden durch Gesetz geregelt. 

e) Urlaub, Wahl eines Beamten 
in eine kommunale Vertretung oder 
in eine gesetzgebende Körperschaft 

eines anderen Landes 

Art. 99 

(1) IDem Beamten steht alljährlich ein Erho­
lungsurlaub unte~ Fortgewährung der Leistungen 
des Dienstherrn zu. 2Die Dauer des allgemeinen Er-
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holungsurlaubs richtet sich nach dem Lebensalter. 
3Zusätzlich kann Erholungsurlaub aus besonderen 
Gründen gewährt werden. 4Die Erteilung und Dau­
er des Erholungsurlaubs regelt die Staatsregierung 
durch Rechtsverordnung. 

(2) Die Staatsregierung regelt ferner die Bewilli~ 
gung von Urlaub aus anderen Anlässen und be­
stimmt, ob und inwieweit die Leistungen des 
Dienstherrn während dieser Zeit zu belassen sind. 

(3) Dem Beamten können in der Wahl seines Ur­
laubsorts (Absätze 1 und 2) Beschränkungen aufer­
legt werden, wenn es die öffentliche Sicherheit 
zwingend erfordert. 

(4) IDem Beamten ist der zu einer Tätigkeit als 
Mitglied einer kommunalen Vertretung notwendige 
Urlaub zu gewähren, s9weit es sich um die Teilnah­
me an Sitzungen handelt, in denen er Sitz und Stim­
me hat. 2Die Leistungen des Dienstherrn werden 
dem Beamten während des Urlaubs belassen. 

(5) Die Gewährung von Wahlvorbereitungsurlaub 
für Beamte, die sich um einen Sitz im Deutschen 
Bundestag, im Bayerischen Landtag oder in der ge­
setzgebenden Körperschaft eines anderen Landes 
bewerben, richtet sich nach Art. 28 des Bayerischen 
Abgeordnetengesetzes. 

Art. 99a 

(1) Für einen Beamten, der in die gesetzgebende 
Körperschaft eines anderen Landes gewählt wor­
den ist und dessen Amt kraft Gesetzes mit dem 
Mandat unvereinbar ist, gelten die für die in den 
Bayerischen Landtag gewählten Beamten maßge­
benden Vorschriften in den Art. 16 Abs. 3, Art. 30 bis 
34, 35 Abs. 1 bis 3 des Bayerischen Abgeordnetenge­
setzes entsprechend. 

(2) 1 Einem Beamten, der in die gesetzgebende 
Körperschaft eines anderen Landes gewählt wor­
den ist und dessen Rechte und Pflichten aus dem 
Dienstverhältnis nicht nach Absatz 1 ruhen, ist zur 
Ausübung des Mandats auf Antrag 

1. die Arbeitszeit bis auf 30 v. H. der regelmäßigen 
Arbeitszeit zu ermäßigen oder 

2. ein Urlaub ohne Besoldung zu gewähren. 

2Der Antrag . soll jeweils für einen Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten gestellt werden. 3Art. 16 
Abs. 3 des Bayerischen Abgeordnetengesetzes ist 
sinngemäß anzuwenden. 4Auf einen Beamten, dem 
nach Satz 1 Nr. 2 Urlaub ohne Besoldung gewährt 
wird, ist Art. 32 Abs. 1, 3 und 4 des Bayerischen Ab­
geordnetengesetzes sinngemäß anzuwenden. 

f) Personalakten 

Art. 100 

(1) Über jeden Beamten sind Personalakten zu 
führen. 

(2) 1 Der Beamte muß über Beschwerden und Be­
hauptungen tatsächlicher Art, die für ihn ungünstig 
sind oder ihm nachteilig werden können, vor Auf­
nahme in die Personalakten gehört werden. 2Seine 
Äußerung ist zu den Personalakten zu nehmen. 

(3) 1 Der Beamte hat, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältrrisses, ein Recht auf Einsicht in 
seine vollständigen Personalakten. 2Auf seinen An-

trag ist auch einem von ihm schriftlich bevollmäch­
tigten Rechtsanwalt oder Vertreter einer Gewerk­
schaft oder eines Berufsverbanas Einsicht in die 
Personalakten zu gewähren, soweit nicht dienst­
liche Gründe entgegenstehen. 3Unter der gleichen 
Voraussetzung kann auch anderen schriftlich Be­
vollmächtigten Einsicht gewährt werden. 4Die Voll­
macht ist zu den Personalakten zu nehmen. 

g) Vereinigungsfreiheit 

Art. 101 

(1) IDie Beamten haben das Recht, sich in Ge­
werkschaften oder Berufsverbänden zusammenzu­
schließen. 2Sie können ihre Gewerkschaften oder 
Berufsverbände mit ihrer Vertretung beauftragen, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Der Beamte darf wegen Betätigung für seine 
Gewerkschaft oder seinen Berufsverband nicht 
dienstlich gemaßregelt, benachteiligt oder bevor­
zugt werden. 

h) Dienstzeugnis 

Art. 102 

IDem Beamten wird nach Beendigung des Beam­
!tenverhältnisses auf Antrag VOn seinem letzten 
I Dienstvorgesetzten ein Dienstze~gnis über Art und 
Dauer der von ihm bekleideten Amter erteilt. 2Da!> 
Dienstzeugnis muß auf Verlangen auch über die 
ausgeübte Tätigkeit, die Führung und die Leistun­
gen Auskunft geben. 

4. Beamtenvertretung 

Art. 103 

Die Personalvertretung der Beamten wird durch 
besonderes Gesetz geregelt. 

Art. 104 

(1) Bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen 
der beamtenrechtlichen Verhältnisse durch die 
obersten Landesbehörden wirken die Spitzenorga­
nisationen der zuständigen Gewerkschaften und 
Berufsverbände (Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Senat) nach Maßgabe der folgenden Absätze, in 
einer laufenden, umfassenden und vertrauensvol­
len Zusammenarbeit mit. 

(2) IDie Spitzenorganisationen der zuständigen 
Gewerkschaften und Berufsverbände und das 
Staatsministerium der Finanzen kommen regelmä­
ßig, mindestens jedoch zweimal im Jahr, zu Gesprä­
chen über allgemeine Regelungen beamtenrecht­
licher Verhältnisse zusammen. 2Darüber hinaus 
können beide Seiten aus besonderem Anlaß inner:' 
halb einer Frist von einem Monat ein Gespräch 
verlangen. 

(3) 1 Die Entwürfe allgemeiner beamtenrecht­
licher Regelungen werden den Spitzenorganisatio­
nen mit einer angemessenen Frist zur Stellungnah­
me zugeleitet. 2Die Stellungnahmen sollen mit dem 
Ziel der Einigung erörtert werden. 3Die Spitzenor­
ganisationen können in den Erörterungen verlan­
gen, daß ihre Vorschläge, die in Gesetzentwürfen 
keine Berücksichtigung finden, mit Begründung 
und einer Stellungnahme der Staatsregierung dem 
Landtag und in den Fällen des Art. 40 der Verfas­
sung auch dem Senat mitgeteilt werden. 
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Abschnitt IV 

Personalwesen 

1. Landespersonalausschuß 

Art. 105 

lZur einheitlichen Durchführung beamtenrecht­
licher Vorschriften wird ein Landespersonalaus­
schuß errichtet. 2Er übt seine Tätigkeit innerhalb 
der gesetzlichen Schranken unabhängig und in ei­
gener Verantwortung aus. 

Art. 106 

(1) lDer Landespersonalausschuß besteht aus 
sieben ordentlichen und sieben stellvertretenden 
Mitgliedern. 2Sämtliche Mitglieder müssen Beamte 
auf Lebenszeit oder auf Zeit sein. 

(2) 1 Die Staatsregierung beruft die ordentlichen 
und die stellvertretenden Mitglieder auf die Dauer 
von sechs Jahren. 2Drei ordentliche und drei stell­
vertretende Mitglieder sind aus einer staatlichen 
Verwaltung zu berufen, davon je ein ordentliches 
und ein stellvertretendes Mitglied aus dem Staats­
ministerium des Innern und dem Staats mi niste­
rium der Finanzen. 3Je zwei ordentliche und zwei 
stellvertretende Mitglieder werden auf Vorschlag 
der kommunalen Spitzenverbände und der Spitzen­
organisationen der zuständigen Gewerkschaften 
und Berufsverbände berufen. 

(3) Die Staatsregierung bestellt den Vorsitzenden 
und den stellvertretenden Vorsitzenden aus dem 
Kreis der aus einer staatlichen Verwaltung berufe­
nen ordentlichen Mitglieder. 

Art. 107 

lAIs Mitglied des Landespersonalausschusses 
kann nur berufen werden, wer das 35. Lebensjahr 
vollendet hat. 2Erneute Berufung ist zulässig. 

Art. 108 

(1) lDie Mitglieder des Landespersonalausschus­
ses sind unabhängig und nur dem Gesetz unterwor­
fen. 2Sie scheiden aus ihrem Amt als Mitglied des 
Landespersonalausschusses durch Zeitablauf und 
durch Beendigung des Beamtenverhältnisses oder 
der Zugehörigkeit zu einer staatlichen Verwaltung 
(Art. 106 Abs. 2 Satz 2) aus; bei Mitgliedern, die aus 
dem Staatsministerium des Innern oder dem 
Staatsministerium der Finanzen berufen werden, 
endet die Mitgliedschaft auch bei Wechsel der Be­
hörde. 31m übrigen scheiden sie aus ihrem Amt nur 
unter den gleichen Voraussetzungen aus, unter de- -
nen Mitglieder eines Disziplinargerichts wegen 
rechtskräftiger Verurteilung im Straf- oder Diszi­
plinarverfahren ihr Amt verlieren. 4Art. 68 ist nicht 
anzuwenden. 

(2) Die Mitglieder des Landespersonalausschus­
ses dürfen wegen ihrer Tätigkeit dienstlich nicht 
gemaßregelt, nicht benachteiligt und nicht bevor­
zugt werden. 

(3) Die Mitglieder des Landespersonalausschus­
ses dürfen bei Entscheidungen, die sie selbst oder 
einen Angehörigen (Art. 67 Abs. 2) betreffen, nicht 
mitwirken. 

(4) Die Dienstaufsicht über die Mitglieder des 
Landespersonalausschusses führt der Ministerprä­
sident. 

Art. 109 

(1) Der Landespersonalausschuß hat außer den 
ihm in sonstigen Vorschriften dieses Gesetzes ein­
geräumten Befugnissen die folgenden Aufgaben: 

1. bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelungen der 
beamtenrechtlichen Verhältnisse mitzuwirken, 

2. bei der Vorbereitung der Vorschriften über die 
Ausbildung, Prüfung und Fortbildung von Beam­
ten mitzuwirken, 

3. die Aufsicht über die Prüfungen zu führen, 

4. über den Antrag einer obersten Dienstbehörde 
auf Anerkennung einer Prüfung zu beschließen, 

5. sich zu Beschwerden von Beamten und Bewer­
bern in Angelegenheiten von grundsätzlicher Be­
deutung zu äußern, 

6. Vorschläge zur Beseitigung von Mängeln in der 
Handhabung der beamtenrechtlichen Vorschrif­
ten zu machen. 

(2) Die Staatsregierung kann dem Landesperso­
nalausschuß zur einheitlichen Durchführung be­
amtenrechtlicher Vorschriften weitere Aufgaben 
durch Rechtsverordnung übertragen. 

(3) Über die Durchführung seiner Aufgaben hat 
der Landespersonalausschuß die Staatsregierung 
alljährlich zu unterrichten. 

Art. 110 

Der Landespersonalausschuß gibt sich eine Ge­
schäftsordnung. 

Art. 111 

(1) lDie Sitzungen des Landespersonalausschus­
ses sind nicht öffentlich. 2Der Landespersonalaus­
schuß kann Beauftragten beteiligter Verwaltungen 
und anderen Personen die Anwesenheit bei der 
Verhandlung gestatten. 3Beauftragte beteiligter 
Verwaltungen sind auf Verlangen zu hören, ebenso 
der Beschwerdeführer in den Fällen des Art. 109 
Abs.1 Nr.5. 

(2) Sind der Vorsitzende und sein Stellvertreter 
verhindert, so leitet an ihrer Stelle das dienstälteste 
Mitglied die Verhandlungen. 

(3) Zur Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit 
von mindestens fünf Mitgliedern erforderlich. 

Art. 112 

(1) Der Landespersonalausschuß kann zur 
Durchführung seiner Aufgaben in entsprechender 
Anwendung der für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
geltenden Vorschriften Beweise erheben. 

(2) Alle Dienststellen haben dem Landesperso­
nalausschuß unentgeltlich Amts- und Rechtshilfe 
zu leisten. 

Art. 113 

(1) lBeschlüsse des Landespersonalausschusses 
sind, soweit sie allgemeine Bedeutung haben, be­
kanntzumachen. 2Näheres regelt die Geschäftsord­
nung. 
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(2) Soweit dem Landespersonalausschuß eine 
Entscheidungsbefugnis eingeräumt ist, binden sei­
ne Beschlüsse die beteiligten Verwaltungen. 

Art. 114 

(1) 1 Der Landespersonalausschuß bedient sich 
zur Vorbereitung der Verhandlungen und Durch­
führung seiner Beschlüsse einer Geschäftsstelle, 
die bei der Staatskanzlei eingerichtet wird. 2Die Ge­
schäftsstelle führt ferner nach Maßgabe der Prü­
fungsbestimmungen im Auftrag des Landesperso­
nalausschusses die Prüfungen (Art. 115) durch, so­
fern nicht der Landespersonalausschuß die Durch­
führung anderen Stellen überträgt. 

(2) 1 Die Staatsregierung bestellt zur Leitung der 
Geschäftsstelle einen Generalsekretär. 2Er nimmt 
an den Verhandlungen des Landespersonalaus­
schusses beratend teil. 

2. Prüfungen 

Art. 115 

(1) Die Prüfungen sind Einstellungs-, Zwischen-, 
Anstellungs- oder Aufstiegsprüfungen. 

(2) IDie Prüfungen haben Wettbewerbscharakter 
und müssen so angelegt sein, daß sie die Eignung 
des Prüfungsteilnehmers für die angestrebte Lauf­
bahn oder das angestrebte Amt ermitteln. 2Die 
Grundsätze des Prüfungsverfahrens regelt eine von 
der Staatsregierung im Benehmen mit dem Lan­
despersonalausschuß zu erlassende allgemeine 
Prüfimgsordnung; die weiteren Prüfungsbestim­
mungen erlassen die Staatsministerien im Einver­
nehmen mit dem Landespersonalausschuß. 

(3) 1 Das besondere Ausleseverfahren (Art. 22 
Satz 2) regelt die Staatsregierung im Benehmen mit 
dem Landespersonalausschuß durch Rechtsverord­
nung. 2Darin ist eine schriftliche Prüfung vorzuse­
hen und zu regeln, in welcher Weise die in bestimm­
ten Fächern erzielten schulischen Leistungen be­
rücksichtigt werden. 3Wenn vergleichbare Leistun­
gen nicht in ausreichendem Maße vorliegen, kön­
nen zusätzliche Prüfungsleistungen gefordert wer­
den. 4Soweit es die besonderen Verhältnisse einzel­
ner Laufbahnen erfordern, können die Staatsmini­
sterien im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
rium der Finanzen und dem Landespersonalaus­
schuß durch Rechtsverordnung ergänzende oder 
abweichende Regelungen treffen. 

Art. 116 

Zu den Prüfungen sind alle Personen zuzulassen, 
die die hierfür festgelegten Voraussetzungen erfül­
len und nach den geltenden Rechtsvorschriften 
zum Beamten in der Laufbahn, für die die Prüfung 
abgehalten werden soll, ernannt werden können. 

Art. 117 

(1) Die Prüfungen sind rechtzeitig bekanntzuma-
chen. . 

(2) Das Nähere regeln die Prüfungsbestimmun­
gen. 

3. Dienstliche Beurteilung 

Art. 118 

1 Die allgemeinen Vorschriften über die dienstli -
ehe Beurteilung der Beamten erläßt die Staatsre­
gierung durch Rechtsverordnung. 2Dem Beamten 
ist jede dienstliche Beurteilung zu eröffnen. 

Abschnitt V 
Versorgung 

Art. 119 

(1) IDie Festsetzung und Regelung der Versor­
gung, die Bestimmung der Person des Zahlungs­
empfängers, die Berücksichtigung von Zeiten als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit, die Entscheidung ge­
mäß § 81 Abs. 3 Satz 1 BeamtVG sowie die Bewilli­
gung von Versorgungsbezügen auf Grund von 
Kannvorschriften obliegt für die Beamten des Staa­
tes sowie ihre Hinterbliebenen der von der Staats­
regierung durch Rechtsverordnung bestimmten 
Pensionsfestsetzungsbehörde. 2In der Rechtsver­
ordnung kann die Zuständigkeit von Pensionsfest­
setzungsbehörden für weitere Versorgungsangele­
genheiten bestimmt werden. 3ZU den Versorgungs­
angelegenheiten in diesem Sinn gehört auch die 
Erteilung einer Bescheinigung, daß die Vorausset­
zungen für die kraft Gesetzes erfolgte Nachversi­
cherung vorliegen. 4Unberührt bleiben gesetzliche 
Vorschriften, die eine ausschließliche Zuständig­
keit anderer Behörden bestimmen. 

(2) 1 Der Dienstherr, für . den staatlichen Bereich 
das Staatsministerium der Finanzen, kann durch 
allgemeine Anordnung ~lie Versorgungsempfänger 
verpflichten, ein dem Überweisungsverkehr die­
nendes Konto bei einem Geld- oder Kreditinstitut 
einzurichten, auf das die Versorgungsleistungen 
überwiesen werden können. 2Die Verpflichtung gilt 
nicht, wenn der Überweisung der Versorgungslei­
stungen ein zwingender persönlicher Grund entge­
gensteht. 

(3) 1 Entscheidungen gemäß § 49 Abs. 2 Satz 2, § 67 
Abs. 3 BeamtVG, ob Zeiten auf Grund der §§ 10 bis 
12 und' 67 Abs. 2 BeamtVG als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit zu berücksichtigen sind, trifft die Anstel­
lungsbehörde. 2Bei Beamten des Staates ergehen 
die Entscheidungen im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen, sofern über die 
Anwendung des § 11 oder des § 67 Abs. 2 allein oder 
zusammen mit den §§ 10 und 12 BeamtVG zu ent­
scheiden ist, im übrigen im Ein.vernehmen mit der 
Pensionsfestsetzungsbehörde (Absatz 1). 

(4) Die in § 49 Abs. 3 BeamtVG genannten Befug­
nisse stehen für die Beamten der Gemeinden, der 
Gemeindeverbände und der sonstigen unter der 
Aufsicht des Staates stehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
und ihre Hinterbliebenen der obersten Dienstbe­
hördezu. 

(5) Das Staatsministerium der Fiminzeri kann dIe -
zur Durchführung des Beamtenversorgungsgeset- ' 
zes erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor'­
schriften und Richtlinien erlassen, soweit nicht eine 
allgemeine Regelung gemäß § 107 BeamtVG getrof- , 
fen worden ist. 
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Art. 120 

(1) lWird ein Beamter auf Lebenszeit, auf Probe 
oder auf Zeit in ein Amt eines anderen Dienstherrn 
versetzt (Art. 34 Abs. 2), so tragen die Dienstherren 
die späteren Versorgungsbezüge anteilig nach den 
Dienstzeiten, die der Beamte bei ihnen im Beam­
tenverhältnis abgeleistet hat, soweit diese ruhe ge­
haltfähig sind. 2Bei der Berechnung der Dienstzei­

. ten werden nur volle Jahre zugrunde gelegt. 

(2) Ist der Beamte aus Anlaß oder nach der Ver­
setzung von dem neuen Dienstherrn befördert wor­
den, so bemißt sich der Anteil des früheren Dienst­
herrn so, wie wenn der Beamte in dem früheren 
Amt verblieben wäre. 

(3) 1 Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend bei 
Wechsel zwischen dem Beamtenverhältnis und 
dem Dienstverhältnis des berufsmäßigen kommu­
nalen Wahlbeamten. 2Das gleiche gilt, wenn ein 
dienstordnungsmäßiger Angestellter eines Sozial­
versicherungsträgers mit dessen Einverständnis in 
ein Beamtenverhältnis berufen wird und umge­
kehrt. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten ferner entspre­
chend bei Ubernahme eines Beamten auf Lebens­
zeit, auf Probe oder auf Zeit in den Dienst einer an­
deren Körperschaft nach' Maßgabe der §§ 128 und 
129 BRRG, soweit die abgebende Körperschaft be­
stehen bleibt. 

(5) Die Durchführung regelt das Staatsministe­
rium der Finanzen durch Rechtsverordnung. 

Abschnitt VI 

Beschwerdeweg und Rechtsschutz 

Art. 121 

(1) IDer Beamte kann Anträge stellen und Be­
schwerden vorbringen; er hat hierbei den Dienst­
weg einzuhalten. 2Der Beschwerdeweg bis zur ober­
sten Dienstbehörde steht offen. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen den unmit­
telbaren Vorgesetzten (Art. 4 Abs. 2), so kann sie bei 
dem nächsthöheren Vprgesetzten unmittelbar ein­
gereicht werden. 

Art. 122 

Das Verfahren vor Erhebung der Klage, " der 
Rechtsweg und das gerichtliche Verfahren für Kla­
gen aus dem Beamtenverliältnis richten sich nach 
den §§ 126, 127 und 137 BRRG. 

Art. 123 

(1) Soweit durch Gesetz, Rechtsverordnung" oder 
Satzung nichts anderes bestimmt ist, wird der 
Dienstherr bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis 
durch die oberste Dienstbehörde vertreten, der der 
Beamte untersteht oder bei Beendigung des Beam­
tenverhältnisses unterstanden hat; bei Ansprüchen 
nach Art. 120 dieses Gesetzes und nach den §§ 53 bis 
59 und 61 BeamtVG wird der Dienstherr durch die 
oberste Dienstbehörde vertreten, deren sachlicher 
Weisung die Regelungsbehörde untersteht. 

(2) Besteht die oberste Dienstbehörde nicht mehr 
und ist eine andere Dienstbehörde nicht bestimmt, 
so tritt an ihre Stelle bei Beamten des Staates das 
Staatsministerium der Finanzen, im übrigen die 
frühere oberste Aufsichtsbehörde. 

(3) Die Staatsregierung kann für den staatlichen 
Bereich durch Rechtsverordnung die den obersten 
Dienstbehörden zustehende Vertretungsbefugnis 
anderen Behörden übertragen. 

Art. 124 

IVerfügungen und Entscheidungen, die dem Be­
amten oder Versorgungsberechtigten nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes bekanntzugeben sind, 
sind zuzustellen, wenn durch sie eine Frist in Lauf 
gesetzt wird oder Rechte des Beamten oder Versor­
gungsberechtigten berührt werden. 2Soweit gesetz­
lich nichts anderes bestimmt ist, richtet sich die Zu­
stellung nach den Vorschriften des Bayerischen 
Verwaltungs zustellungs- und Vollstreckungs ge set­
zes. 

Abschnitt VII 

Besondere Beamtengruppen 

1. Beamte des Landtags und des Senats 

Art. 125 

(1) IDie Beamten des Landtags und des Senats 
sind Beamte des Staates. 2Die Beamten des Land­
tags werden vom Präsidium des Landtags, die Be­
amten des Senats vom Präsidium des Senats er­
nannt. 3Zur Ernennung des Direktors und der höhe­
ren Beamten des Landtags ist die Zustimmung des 
Ältestenrats, zur Ernennung des Direktors und der 
höheren Beamten des Senats die des Hauptaus­
schusses des Senats erforderlich. 

(2) lOberste Dienstbehörde der Beamten des 
Landtags ist das Präsidium des Landtags, oberste 
Dienstbehörde der Beamten des Senats ist das Prä­
sidium des Senats. 2Der Präsident des Landtags übt 
die Dienstaufsicht über die Beamten des Landtags, 
der Präsident des Senats über die des Senats aus. 
3Auf Verlangen des Senats ist das Landtagsamt 
verpflichtet, die Niederschriften über die Sitzungen 
des Senats und seiner Ausschüsse zu fertigen. 

(3) lArt. 14 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. 2Die in 
Art. 32 Abs. 2 Satz 2 vorgesehene Zuständigkeit des 
Landespersonalausschusses nimmt die oberste 
Dienstbehörde (Absatz 2) wahr. 

2. Beamte des Obersten Rechnungshofs 

Art. 126 

Für die Beamten des Obersten Rechnungshofs 
gilt dieses Gesetz, soweit das Rechnungshofgesetz 
nichts anderes bestimmt. 
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3. Hauptamtliches wissenschaftliches und 
künstlerisches Personal 

an Hochschulen 

Art. 127 

Die Rechtsverhältnisse des beamteten wissen­
schaftlichen und künstlerischen Personals an 
Hochschulen werden durch besonderes Gesetz ge­
regelt. 

4. Beamte auf Zeit 

Art. 128 

(1) Die Fälle und die Voraussetzungen der Ernen­
nung von Beamten auf Zeit sind gesetzlich zu 
bestimmen. 

(2) IFür Beamte auf Zeit gelten die Vorschriften 
für Beamte auf Lebenszeit entsprechend, soweit ge­
setzlich nichts anderes bestimmt ist. 2Die Vor­
schriften über die Laufbahnen, die Prüfungen und 
die Probezeit sind nicht anzuwenden. 

(3) ISoweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, ist der Beamte auf Zeit nach Ablauf seiner 
Amtszeit verpflichtet, das Amt weiterzuführen, 
wenn er unter mindestens gleich günstigen Bedin­
gungen für wenigstens die gleiche Zeit wieder er­
nannt werden soll und das 62. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat. 2Wird der Beamte auf Zeit im 
Anschluß an seine Amtszeit erneut in dasselbe Amt 
für eine weitere Amtszeit berufen, so gilt das Beam­
tenverhältnis als nicht unterbrochen. 

(4) ISoweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, ist ein Beamter auf Zeit, der aus einem Beam­
tenverhältnis auf Lebenszeit zum Beamten auf Zeit 
ernannt worden war und nach Ablauf seiner Amts­
zeit das Amt nicht weiterführt, auf seinen Antrag 
wieder in das frühere Dienstverhältnis zu überneh­
men, wenn er die beamtenrechtlichen Vorausset­
zungen noch erfüllt. 2Das ihm zu übertragende Amt 
muß derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn 
angehören und mit mindestens demselben End­
grundgehalt verbunden sein wie das Amt, das er im 
Zeitpunkt der Beendigung des Beamtenverhältnis­
ses auf Lebenszeit innehatte. 3Der Antrag auf Über­
nahme ist innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 
der Amtszeit zu stellen. 

(5) lEin nach Art. 39 Abs. 1 Nr.6 entlassener Be­
amter auf Zeit erhält von dem Beginn des Monats 
an, in dem er den Antrag nach Absatz 4 gestellt hat, 
bis zur Übertragung des neuen Amts von dem frü­
heren Dienstherrn Bezüge in Höhe des bei seinem 
Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis auf Le­
benszeit erdienten Ruhegehalts. 2Die im Beamten­
verhältnis auf Zeit verbrachte Dienstzeit gilt als 
Dienstzeit im Sinn des Besoldungs- und Versor­
gungsrechts. 31m übrigen gelten die Vorschriften 
der §§ 49 bis 59, 62 und 90 BeamtVG sinngemäß; der 
Empfänger der Bezüge gilt insoweit als Ruhe­
standsbeamter, die Bezüge gelten als Ruhegehalt. 
4Neben einem Übergangsgeld, das aus dem Beam­
tenverhältnis auf Zeit gewährt wird, gelten die Be­
züge nach Satz 1 als frühere Versorgungsbezüge im 
Sinn des § 54 BeamtVG. 

5. Polizeivollzugsbeamte 

Art. 129 

(1) Für Polizeivollzugsbeamte gelten die allge­
meinen beamtenrechtlichen Vorschriften, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(2) I Polizeivollzugsbeamte sind alle Polizeibeam­
ten, die nicht Verwaltungsbeamte der Polizei sind. 
2Verwaltungsbeamte der Polizei sind die Beamten, 
die eine Prüfung für den Verwaltungsdienst abge­
legt haben und entsprechend dieser Prüfung im 
Verwaltungsdienst der Polizei verwendet werden. 
3Der Verwaltungsdienst umfaßt die Personal- und 
Wirtschaftsverwaltung der Polizei. 4Als Verwal­
tungsbeamte der Polizei gelten auch Ärzte, Apothe­
ker, Seelsorger, Lehrer für Allgemeinbildung und 
Beamte im mittleren und gehobenen technischen 
Polizeiverwaltungsdienst sowie im höheren krimi­
naltechnischen Dienst. sFür Angelegenheiten der 
Personalverwaltung sollen auch Polizeivollzugsbe­
amte verwendet werden. 61m einzelnen kann das 
Staatsministerium des Innern im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen durch 
Rechtsverordnung bestimmen, welche Tätigkeiten 
dem Verwaltungsdienst und dem höheren krimi­
naltechnischen Dienst angehören. 

Art. 130 

Die Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf im Vor­
bereitungsdienst können nach Maßgabe der Ver­
ordnung über die Laufbahnen der Polizeivollzugs­
beamten frühestens nach Ablauf eines Jahres der 
Ausbildung zu Beamten auf Widerruf mit Dienstbe­
zügen oder nach Beendigung einer Grundausbil­
dung zu Beamten auf Probe ernannt werden. 

Art. 131 

Das Staatsministerium des Innern kann im Ein­
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finan­
zen und nach Anhörung des Landespersonalaus­
schusses durch Rechtsverordnung die Laufbahnen 
der Polizeivollzugsbeamten abweichend von den 
Art. 19 bis 30 regeln; hierbei kann die Einheitslauf­
bahn festgelegt werden. 

Art. 132 

(1) IDie Polizeivollzugsbeamten der Bereit­
schaftspolizei sind während der Ausbildung ver­
pflichtet, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu 
wohnen und an einer Gemeinschaftsverpflegung 
teilzunehmen. 2Das gleiche gilt für die übrigen Poli­
zeivollzugsbeamten während der Teilnahme an 
Lehrgängen, bei Bereitschaften sowie bei Übungen 
und Einsätzen im geschlossenen Verband; die ober­
ste Dienstbehörde, die ihr unmittelbar nachgeord­
neten Dienststellen und die Einsatzleiter können 
Ausnahmen zulassen. . 

(2) (aufgehoben) 

Art. 133 

(aufgehoben) 
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Art. 134 

(1) IDer Polizeivollzugsbeamte ist dienstunfähig, 
wenn er den besonderen gesundheitlichen Anforde­
rungen für den Polizeivollzugsdienst nicht mehr ge­
nügt und nicht zu erwarten ist, daß er seine volle 
Verwendungsfähigkeit innerhalb zweier Jahre wie­
dererlangt (Polizeidienstunfähigkeit). 2Die Polizei­
dienstunfähigkeit wird auf Grund des Gutachtens 
eines Amtsarztes festgestellt. 

(2) IDer Polizeivollzugsbeamte soll bei Polizei­
dienstunfähigkeit in ein Amt einer anderen Lauf­
bahn versetzt werden, wenn nicht zwingende 
dienstliche Gründe entgegenstehen und wenn die 
sonstigen Voraussetzungen des Art. 34 Abs. 1 vorlie­
gen. 2Der Übernahme des Beamten stehen zwin­
gende dienstliche Gründe insbesondere dann ent­
gegen, wenn der Beamte die Befähigung für das 
neue Amt nicht erwirbt. 3Dem Beamten ist Gele­
genheit zu geben, die Befähigung für das neue Amt 
durch Ausbildungsmaßnahmen zu erwerben. 

Art. 135 

1 Der Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit tritt 
mit dem Ende des Monats in den Ruhestand, in dem 
er das 60. Lebensjahr vollendet. 2Art. 55 Abs. 4 ist 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Eintritt ·in 
den Ruhestand höchstens bis zur Vollendung des 
63. Lebensjahres hinausgeschoben werden darf. 

6. Beamte bei den Justizvollzugsanstalten 

Art. 136 

Für Beamte auf Lebenszeit im Strafvollzugs­
dienst (allgemeiner Vollzugs-, Werk- und Kranken­
pflegedienst) bei den Justizvollzugsanstalten gilt 
Art. 135 entsprechend. 

7. Beamte des Landesamts 
für Verfassungsschutz 

Art. 137 

Für die Beamten des Landesamts für Verfas­
sungsschutz, die nicht gemäß einer für den Verwal­
tungsdienst abgelegten Prüfung in der Personal­
und Wirtschaftsverwaltung des Landesamts ver­
wendet werden, gilt Art. 135 entsprechend. 

8. Feuerwehrbeamte 

Art. 138 

Für die Beamten des Einsatzdienstes der Berufs­
feuerwehren und des Einsatzdienstes Ständiger 
Wachen freiwilliger Feuerwehren gilt Art. 135 ent­
sprechend. 

9. Notariatsbeamte 

Art. 139 

(1) Das Staatsministerium der Justiz kann die 
Rechtsverhältnisse der Notariatsbeamten durch 
Rechtsverordnung näher regeln und hierbei die all­
gemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften der be­
sonderen Organisation des Notariatswesens anpas­
sen. 

(2) Die Rechtsverordnung kann Bestimmungen 
enthalten über 

1. die Dienstvorgesetzten, die oberste Dienstbehör­
de und die Aufsichtsbehörden, 

2. den Dienstherrn im Sinn des Art. 85, 

3. dfe Einleitung und Durchführung des Diszipli­
narverfahrens. 

10. Ehrenbeamte 

Art. 140 

(1) Für Ehrenbeamte gelten die Vorschriften die­
ses Gesetzes mit den sich aus der Natur des Ehren­
beamtenverhältnisses ergebenden Maßgaben: 

1. Ein Ehrenbeamtenverhältnis kann nicht in ein 
Beamtenverhältnis anderer Art, ein solches Be­
amtenverhältnis nicht in ein Ehrenbeamtenver­
hältnis umgewandelt werden. 

2. Nicht anzuwenden sind insbesondere Art. 8 
Abs. 4, Art. 9 Abs. 1 Nr. 4, Art. 10, 19 bis 32, 34 und 
36, Art. 39 Abs. 1 Nr. 3, Art. 40 Abs. 1 Nrn. 2 und 3, 
Art. 51 bis 61, 73 Abs. 2 bis 7, Art. 74, 77, 78, 80, 82 
und 90 bis 94. 

3. Das Ehrenbeamtenverhältnis kann für beendet 
erklärt werden, wenn der Ehrenbeamte das 65. 
Lebensjahr vollendet hat; es ist für beendet zu er­
klären, wenn die sonstigen Voraussetzungen für 
die Versetzung eines Beamten in den Ruhestand 
vorliegen. 

(2) Die Unfallfürsorge für Ehrenbeamte und ihre 
Hinterbliebenen richtet sich nach § 68 BeamtVG. 

11. Besondere Vorschriften 
für die unter der Aufsicht des Staates 

stehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts 

Art. 141 

Oberste Aufsichtsbehörde im Sinn dieses Geset­
zes ist bei den Gemeinden und den Gemeindever­
bänden das Staatsministerium des Innern, bei den 
sonstigen unter der Aufsicht des Staates stehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­
fentlichen Rechts dasjenige Staatsministerium, in 
dessen Geschäftsbereich die Körperschaftsaufsicht 
(allgemeine Aufsicht) ausgeübt wird. 

Art. 142 

Hat ein Beamter keine Dienstvorgesetzten oder 
Vorgesetzten, so bestimmt die oberste Aufsichtsbe­
hörde, wer die nach diesem Gesetz dem Dienstvor­
gesetzten oder Vorgesetzten übertragenen Zustän­
digkeiten wahrnimmt. 

Art. 143 

Zuständigkeiten, die nach diesem Gesetz einer 
Behörde des Dienstherrn übertragen sind, werden 
bei den Gemeinden, den Gemeindeverbänden oder 
den sonstigen unter der Aufsicht des Staates ste­
henden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts von den nach Gesetz, 
Rechtsverordnung oder Satzung zuständigen Orga­
nen oder Stellen wahrgenommen. 
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Art. 144 

Be i der Vorbereitung gesetzlicher Regelungen 
der beamtenrechtlichen Verhältnisse durch die 
obersten Landesbehörden sind die kommunalen 
Spitzenverbände zu beteiligen, wenn die Rechtsver­
hältnisse der Beamten im kommunalen Bereich be­
rührt werden. 

Abschnitt VIII 

Übernahme von Kirchenbeamten 
in ein Beamtenverhältnis im Sinn 
des Bayerischen Beamtengesetzes 

Art. 144a 

(1) lEin Dienstherr (Art. 3) kann sich öffentlich­
rechtlichen Religionsgesellschaften und ihren Ver­
bänden gegenüber verpflichten, Kirchenbeamte im 
Sinn des § 135 Satz 2 BRRG im kirchlichen Schul­
dienst in ein Beamtenverhältnis zu übernehmen, 
wenn und soweit der Betrieb von Schulen, an denen 
Kirchenbeamte dieser Religionsgesellschaften oder 
ihrer Verbände beschäftigt sind, eingeschränkt und 
aus diesem Grund das Lehrpersonal erheblich ver­
mindert .wird. 2Die Übernahmeverpflichtungen ei­
nes Dienstherrn dürfen insgesamt zwölf v. H. der in 
der jeweiligen Lehramtslaufbahn freiwerdenden 
und wieder besetzbaren Planstellen nicht überstei­
gen und müssen mit einer vertraglichen Regelung 
über die Verteilung der V ~rsorgungslast gemäß 
Art. 120 verbunden sein. 3Ubernommen werden 
4.ürfen nur Kirchenbeamte, die im Zeitpunkt der 
Ubernahme die allgemeinen Voraussetzungen zur 
Berufung in das Beamtenverhältnis des Art. 9 Abs. 1 
erfüllen und entweder die erforderliche Laufbahn­
befähigung nach Inkrafttreten einer Übernahme­
verpflichtung nach Satz 1 erworben oder als Lehrer 
bereits in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
oder auf Probe zu einem Dienstherrn im Sinn des 
Art. 3 gestanden haben. 4Eine Übernahmeverpflich­
tung ist ferner nur für Kirchenbeamte zulässig, die 
die wettbewerbsmäßigen Anforderungen ihres Prü­
fungsjahrgangs für den unmittelbaren Eintritt in 
den Staatsdienst als Beamter auf Probe erfüllt ha­
ben; bei mehrjähriger Bewährung als hauptberufli­
cher Lehrer kann eine Übernahmeverpflichtung 
auch dann eingegangen werden, wenn das Ergebnis 
der Anstellungsprüfung geringfügig, höchstens um 
einen halben Notengrad, hinter den Anforderungen 
nach Halbsatz 1 zurückbleibt. . 

(2) Auf Ernennungen zur Übernahme nach Ab­
satz 1 findet Art. 10 Abs. 1 Satz 1 keine Anwendung. 

(3) I Eine Übernahmeverpflichtung nach Absatz 1 
muß mit Wirkung für die Zukunft kündbar sein. 
2.Bei Kündigung einer nach Absatz 1 eingegangenen 
Übernahmeverpflichtung bleiben die Ubernahme-: 
verpflichtungen für Kirchenbeamte, die im Zeit­
punkt der Wirksamkeit der Kündigung bereits er­
nannt sind, bestehen. 

(4) lAuf die Probezeit und die Dienstzeiten des 
Laufbahnrechts sind gleichwertige Zeiten des 
kirchlichen Schuldienstes anzurechnen. 2Die An­
stellung in einem höheren Amt als dem Eingangs­
amt ist zulässig, soweit der Beamte in ein Amt über­
nommen wird, das seiner letzten DienststeIlung im 
Kirchenbeamtenverhältnis gleichwertig ist. 

Abschnitt IX 

Ausbildungskostenerstattung 

Art. 144b 

(1) IWechselt ein Beamter des mittleren oder ge­
hobenen Dienstes in der Zeit vom Beginn seines 
Vorbereitungsdienstes bis zum Ablauf von sechs 
Jahren nach seiner Ernennung zum Beamten auf 
Probe in dieselbe, eine entsprechende oder gleich­
wertige Laufbahn bei einem Dienstherrn im Sinn 
dieses Gesetzes, so hat der neue Dienstherr dem 
bisherigen Dienstherrn die Ausbildungskosten des 
Beamten nach Maßgabe der folgenden Absätze zu 
erstatten. 2Dies gilt auch, wenn der ehemalige Be­
amte beim neuen Dienstherrn in einem Arbeitneh­
merverhältnis mindestens gleichwertig beschäftigt 
wird. 3Der neue Dienstherr hat dem bisherigen 
Dienstherrn einen Dienstherrnwechsel im Sinn der 
Sätze 1 und 2 unverzüglich mitzuteilen. 

(2) I Absatz 1 gilt nicht für Beamte in Laufbahnen, 
in denen der Vorbereitungsdienst allgemeine Aus­
bildungsstätte nach Art. 12 Abs. 1 Satz 1 des Grund­
gesetzes ist. 2Er findet auch keine Anwendung auf 
gewerbliche Fachlehrer an Berufsschulen und auf 
Polizeivollzugsbeamte oder ehemalige Polizeivoll­
zugsbeamte, die nach Art. 134 Abs. 2 in ein Amt 
einer anderen Laufbahn versetzt werden. 

(3) I Ein Dienstherrnwechsel im Sinn des Absat­
zes 1 liegt nicht vor, wenn zwischen dem Ausschei­
den des Beamten aus dem bisherigen Dienstver:" 
hältnis und der Begründung eines neuen Dienst­
verhältnisses ein Zeitraum von mehr als zwei Jah­
ren liegt. 2Ein mehrfacher Dienstherrnwechsel 
steht einer erneuten Anwendung des Absatzes 1 
nicht entgegen. 

(4) IZU erstatten sind die während der regelmäßi­
gen Dauer des Vorbereitungsdienstes anfallende 
Besoldung, wie sie für einen ledigen Anwärter vor 
Vollendung des 26. Lebensjahres zu zahlen war, ab­
züglich eines Versorgungsabschlags von 30 v. H., so­
wie die übrigen Ausbildungskosten des Dienst­
herrn, bei den Beamten des gehobenen nichttechni­
schen Dienstes mit Beamtenfachhochschulausbil­
dung jedoch nur die übrigen Ausbildungskosten im 
Sinn des Art. 3 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Beam­
tenfachhochschulgesetzes. 2Der Versorgungsab­
schlag entfällt, wenn der Dienstherrnwechsel mit 
der Rechtsfolge der Versorgungslastverteilung 
nach Art. 120 durchgeführt wird sowie in den Fällen 
des Absatzes 1 Satz 2. 3Hat der Beamte zum Zeit­
punkt des Dienstherrnwechsels die Anstellungs­
prüfung noch nicht abgelegt, so sind die bis zu die­
sem Zeitpunkt angefallene Besoldung und die Aus­
bildungskosten, höchstens jedoch der sich aus den 
Sätzen 1 und 2 ergebende Betrag zu erstatten. 

(5) I Der Erstattungsbetrag mindert sich für jedes 
volle Jahr, das der Beamte nach seiner Ernennung 
zum Beamten auf Probe bei seinem bisherigen 
Dienstherrn Dienst geleistet hat, um ein Sechstel. 
2Rückzahlungen von Anwärterbezügen auf Grund 
des § 59 Abs. 5 des Bundesbesoldungsgesetzes sind 
auf den Erstattungsbetrag anzurechnen. 

(6) I Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsmini­
sterium des Innern durch Rechtsverordnung den 
Begriff der übrigen Ausbildungskosten im Sinn des 
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Absatzes 4 Satz 1 näher zu bestimmen und das Er­
stattungsverfahren zu regeln. 2In der Verordnung 
ist vorzusehen, daß bei einem Dienstherrnwechsel 
von Beamten des Freistaates Bayern zu Gemeinden 
und Verwaltungsgemeinschaften mit weniger als 
10 000 Einwohnern eine Ermäßigung des Erstat­
tungsbetrags nach Absatz 4 erfolgt; dabei sind in 
besonderem Maß die Fälle zu berücksichtigen, in . 
denen der Dienstherrnwechsel eines Beamten we­
gen des endgültigen Nichtbestehens der Laufbahn­
prüfung durch einen Anwärter der Gemeinde oder 
Verwaltungsgemeinschaft notwendig wird. 

Abschnitt X 

tlbergangs- und Schlu6vorschriften 

Art. 145 

Für die Beamten und Wartestandsbeamten, die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Dienst des 
Staates, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbands 
oder einer sonstigen unter der Aufsicht des Staates 
stehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts stehen, gilt folgendes: 

1. Beamte auf Lebenszeit sind Beamte auf Lebens­
zeit im Sinn dieses Gesetzes. 

2. Beamte auf Zeit sind Beamte auf Zeit im Sinne 
dieses Gesetzes, soweit es nichts anderes be­
stimmt. 

3. Beamte im Probedienst sind Beamte auf Probe 
im Sinn dieses Gesetzes. 

4. Wartestandsbeamte gelten mit Inkrafttreten die­
ses Gesetzes als in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt. 

Art. 146 

1 Beamtenanwärter des bisherigen Rechts sind 
Beamte auf Widerruf im Sinn dieses Gesetzes. 2Die 
für die Ernennung zuständige Behörde hat ihnen 
eine Bescheinigung auszustellen, in der der Tag des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes als der Tag festge­
stellt wird, von dem an sie Beamte auf Widerruf 
sind. 

Art. 147 

(1) Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor­
handenen Ruhestandsbeamten, Witwen, Waisen 
und sonstigen Versorgungsempfänger, deren Ver­
sorgungsbezüge der Staat, eine Gemeinde, ein Ge­
meindeverband oder eine sonstige unter Aufsicht 
des Staates stehende Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts zu tragen hat, gilt­
vorbehaltlich des Absatzes 2 und des Beamtenver­
sorgungsgesetzes - das Recht, das im Zeitpunkt der 
Be,endigung des Beamtenverhältnisses jeweils ge­
golten hat. 

(2) An Stelle der entsprechenden Vorschriften des 
bisherigen Rechts gelten der Art. 94, für die Ruhe­
standsbeamten auch die Art. 59, 84, 85 und 89 Abs. 4 
und 5. 

(3) Haben nach bisherigem Recht durch gerichtli­
che Verurteilung verloren 

1. ein Beamter seine Beamtenrechte, 
2. ein Ruhestandsbeamter seine Rechte als Ruhe­

standsbeamter, 

3. ein sonstiger Versorgungsempfänger seine Ver­
sorgung, 

so gelten die Art. 48.und 49. 

Art. 148 

Art. 54a Abs. 2 findet auf Beamte, deren Dienst­
verhältnis vor dem 1. Januar 1977 begründet wurde, 
keine Anwendung. 

Art. 148a 

Nebentätigkeitsgenehmigungen, die vor dem 
1. Januar 1987 erteilt woden sind, erlöschen mit dem 
Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten des 
Zehnten Gesetzes zur Änderung beamtenrechtli­
cher Vorschriften*); ist eine bisher ausgeübte ge­
nehmigte Nebentätigkeit nicht mehr genehmi­
gungsfähig, so ist dem Beamten auf Antrag eine an­
gemessene Frist zur Abwicklung der . Nebentätig­
keit zu bewilligen. 

Art. 149 

Eine Schädigung im Sinn des § 181a Abs. 6 Satz 1 
und des § 181b Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
in der Fassung vom 17. Juli 1971 (BGBI I S. 1181) gilt 
auch als Beschädigung im Sinn des Art. 54a Abs. 2 
Nr.2. 

Art. 150 

(1) Die Verteilung der Versorgungslast regelt sich 
nach bisherigem Recht, wenn der Beamte im Ein­
verständnis mit seinem Dienstherrn in den Dienst 
eines anderen Dienstherrn übernommen worden 
ist. 

(2) 1 Der Staat trägt die gesetzlichen Versorgungs­
bezüge für die Beamten der früheren staatlichen 
Polizeiverwaltungen und ihre Hinterbliebenen aus 
den vor Ablauf des 8. Mai 1945 eingetretenen Ver­
sorgungsfällen auch insoweit, als er nach § 82 Abs. 2 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Art. 131 des Grundgesetzes fallenden Per­
sonen nicht zahlungspflichtig ist. 2Er erstattet den 
Städten, die nach § 82 Abs. 1 des Gesetzes zur Rege­
lung der Rechtsverhältnisse der unter Art. 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen die Aufgaben 
der früheren staatlichen Polizeiverwaltungen über­
nommen haben und damit Dienstherren der Beam­
ten dieser Dienststellen geworden sind, bei Eintritt 
des Versorgungsfalls den Anteil an den Versor­
gungsbezügen, der dem Verhältnis der bis zum Ab­
lauf des 8. Mai 1945 im planmäßigen Beamtenver­
hältnis bei der Polizei zurückgelegten vollen 
Dienstjahre zu den nach dem 8. Mai 1945 im plan­
mäßigen Gemeindedienst zurückgelegten vollen 
Dienstjahren entspricht. 3Die Bewilligung von Ver­
sorgungsbezügen auf Grund von Kannvorschriften, 
für die den Staat eine Erstattungspflicht trifft, be­
darf der Zustimmung des Staatsministeriums der 
Finanzen. 

(3) IDer Staat trägt die Versorgung für die unter 
Kapitel 11 des Gesetzes zu Art. 131 des Grundgeset­
zes fallenden früheren Bediensteten des Reichs-

*) Das Zehnte Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher Vor­
schriften tratinsoweit am 1. Januar 1987 in Kraft. 
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nährstands, die am 8. Mai 1945 bei Einrichtungen 
des Reichsnährstands in Bayern beschäftigt waren. 
2Das gleiche gilt für unter Kapitel 11 des Gesetzes zu 
Art. 131 des Grundgesetzes fallende Versorgungs­
empfänger des Reichsnährstands, die am 8. Mai 
1945 von einer Versorgungskasse des Reichsnähr­
stands in Bayern Versorgungsbezüge erhalten ha-
ben. -

Art. 151 

Als Reichsgebiet im Sinn dieses Gesetzes gilt für 
die Zeit bis zum 31. Dezember 1937 das Gebiet des 
Deutschen Reiches in seinen jeweiligen Grenzen, 
nach diesem Zeitpunkt in den Grenzen vom 31. De­
zember 1937. 

Art. 152 

Die Rechtsverhältnisse der kommunalen Wahl­
beamten (Bürgermeister, Landräte und ihre ge­
wählten Stellvertreter, Bezirkstagspräsidenten und 
ihre gewählten Stellvertreter sowie berufsmäßige 
Gemeinderatsmitglieder) werden durch besonderes 
Gesetz geregelt. 

Art. 153 

Die Verleihung eines anderen Amts mit anderem 
Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung 
(Art. 7 Nr. 4) an Beamte, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ohne die für ihre Laufbahn vorge­
schriebene und eingerichtete Anstellungsprüfung 
ernannt worden sind, bedarf der Zustimmung des 
Landespersonalausschusses, wenn das Landesper­
sonalamt keine Ausnahme von der Ablegung der 
Anstellungsprüfung zugelassen hatte. 

Art. 154 

lAuf Antrag ist bei Beamten, die durch eine Maß­
nahme der in § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. abis e des Ge­
setzes zur Regelung der Wiedergutmachung natio­
nalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öf­
fentlichen Dienstes bezeichneten Art geschädigt 
sind und die deswegen Anspruch auf Wiedergutma­
chung nach dem genannten Gesetz haben, der Ein­
tritt in den Ruhestand bis zu drei Jahren hinauszu­
schieben. 2Das gleiche gilt für einen Beamten, der 
nach § 31b Abs.1 Satz 1 des genannten Gesetzes be­
rechtigt ist. 3Der Antrag muß sechs Monate vor dem 
Zeitpunkt gestellt werden, in dem der Beamte sonst 
in den Ruhestand treten würde. 

Art. 155 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
erläßt die zu seiner Durchführung erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften das Staatsministerium 
der Finanzen im Benehmen mit den jeweils betei­
ligten Staatsministerien; Verwaltungsvorschriften, 
die nur den Geschäftsbereich eines Staatsministe­
riums betreffen, erläßt dieses Staatsministerium im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Fi­
nanzen. 

Art. 156 

(1) und (2) (gegenstandslos) 

(3) Ist in Gesetzen und Verordnungen auf Vor­
schriften verwiesen, die nach Absatz 1 aufgehoben 
sind, so treten an deren Stelle die entsprechenden 
Vorschriften dieses Gesetzes. 

Art. 157 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1960 in 
Kraft.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ur­
sprünglichen Fassung vom 18. Juli 1960 (GVBl S. 161). Der ZeIt­
punkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen ergibt SICh 
aus den jeweiligen Anderungsgesetzen. 
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Anlage 

Vorschriften des Bayerischen Beamtengesetzes 
in der am 31. Dezember 1976 geltenden Fassung, 

die im Rahmen und mit den Maßgaben des Beamtenversorgungsgesetzes 
weiter anzuwenden sind: 

BayBG 

1. Art. 138 Abs. 2, 3 

(2) lDer schuldlos oder aus überwiegendem 
Verschulden des Ehemannes geschiedenen Ehe­
frau eines verstorbenen Beamten oder Ruhe­
stands be amten, die im Fall des Fortbestehens der 
Ehe Witwengeld erhalten hätte, ist ein Unter­
haltsbeitrag bis zur Höhe des Witwengeldes inso­
weit zu gewähren, als ihr der Verstorbene zur Zeit 
seines Todes Unterhalt zu leisten hatte. 2Eine 
später eingetretene oder eintretende Änderung 
der Verhältnisse kann berücksichtigt werden. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die einer 
schuldlos oder aus überwiegendem Verschulden 
des Ehemannes geschiedenen Ehefrau gleichge­
stellte frühere Ehefrau eines verstorbenen Be­
amten, dessen Ehe aufgehoben oder für nichtig 
erklärt war. 

2. Art. 166 

(1) Eine verheiratete Beamtin auf Lebenszeit 
oder auf Probe, die auf Antrag entlassen wird, er­
hält eine Abfindung, sofern sie in dieser Eigen­
schaft mindestens drei Jahre Dienstbezüge er­
halten hat. 

(2) 1 Die Abfindung beträgt nach vollendetem 
dritten Dienstjahr das Zweifache, nach vollende­
tem vierten oder fünften Dienstjahr das Dreifa­
che der Dienstbezüge des letzten Monats und 
steigt für jedes vollendete weitere Dienstjahr um 
je einen Monatsbetrag. 2§ 108 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes gilt entsprechend. 

(3) lAIs Dienstzeit im Sinn des Absatzes 2 gilt 
die Zeit, die die Beamtin nach Vollendung des 
siebzehnten Lebensjahres im Dienst eines öf­
fentlich-rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet 
als Beamtin, Angestellte oder Arbeiterin zurück­
gelegt hat, soweit sie nicht bereits durch Gewäh­
rung eine~ anderen Abfindung, durch Gewährung 
eines Ruhegehalts oder durch Nachversicherung 
abgegolten ist; die Dienstzeit mit einer Ermäßi­
gung der regelmäßigen Arbeitszeit und die Zeit 
einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge werden 
nur insoweit berücksichtigt, als sie ruhegehaltfä­
hig sind. 2In die Gesamtdienstzeit wird die Zeit ei­
ner ehrenamtlichen Tätigkeit nicht einbezogen. 
3Für eine Beamtin, die aus einem Beamtenver­
hältnis entlassen wird, das nach dem 31. Dezem­
ber 1965 begründet worden ist, bleibt die Zeit als 
Angestellte oder Arbeiterin außer Betracht, wenn 
sie fünf Jahre übersteigt. 

(4) lDurch die Abfindung werden alle sonstigen 
Versorgungsansprüche abgegolten. 2Unfallfür­
sorge (Art. 155) ist zu gewähren. 

(5) Die Abfindung ist beim Ausscheiden in 
einer Summe zu zahlen. 

BeamtVG 

§ 86 Abs.1 

(1) Die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen an 
geschiedene Ehegatten (§ 22 Abs. 2, 3) richtet sich 
nach den bisher geltenden beamtenrechtlichen 
Vorschriften, wenn die Ehe vor dem 1. Juli 1977 ge­
schieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt wor­
den ist. 

§88Abs.1 

(1) Bei der Entlassung einer verheirateten Beam­
tin bis zum 31. August 1977 finden die bisherigen 
Vorschriften über die Abfindung nach § 152 des 
Bundesbeamtengesetzes oder dem entsprechenden 
bisherigen Landesrecht weiter Anwendung. 
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(6) Besteht Grund zu der Annahme, daß die Be­
amtin ihre Entlassung beantragt hat, weil ihr der 
Verlust der Beamtenrechte oder die Entfernung 
aus dem Dienst drohte, so darf die Abfindung erst 
gezahlt werden, wenn innerhalb dreier Monate 
nach der Entlassung kein Verfahren eingeleitet 
oder nach der im Verfahren ergangenen rechts­
kräftigen Entscheidung kein Verlust der Versor­
gungsbezüge eingetreten ist. 

3. Art. 167 

(1) lEin Beamter mit Dienstbezügen, der nicht 
~.uf eigenen Antrag entlassen wird, erhält als 
Ubergangsgeld nach vollendeter einjähriger Be­
schäftigungszeit das Einfache und bei längerer 
Beschäftigungszeit für jedes weitere volle Jahr 
ihrer Dauer die Hälfte, insgesamt höchstens das 
Sechsfache der Dienstbezüge des letzten Monats. 
2§ 108 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes 
gilt entsprechend. 

(2) Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununter­
brochener entgeltlicher Tätigkeit bei dem glei­
chen oder bei dem Dienstherrn, der die Aufgaben 
des früheren Dienstherrn übernommen hat. 

(3) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, 
wenn 

1. der Beamte nach Art. 39 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4, 
Art. 40 Abs. 1 Nr. 1 oder Art. 42 Abs. 1 Nr. 1 ent­
lassen wird oder 

2. ein Unterhaltsbeitrag nach Art. 133 bewilligt 
wird oder 

3. die Beschäftigungszeit als . ruhegehaltfähige 
Dienstzeit nach Art. 126 Nr. 1 angerechnet wird. 

(4) lDas Übergangsgeld wird in Monatsbeträ­
gen für die der Entlassung folgende Zeit wie die 
Dienstbezüge gezahlt. 2Es ist längstens bis zum 
Ende des Monats zu zahlen, in dem der Beamte 
die Altersgrenze (Art. 55 Abs. 1) erreicht hat. 
3Beim Tod des Empfängers ist der noch nicht aus- . 
gezahlte Betrag den Hinterbliebenen in einer 
Summe zu zahlen . 

.. (5) Hat der Entlassene während des Bezugs des 
Ubergangsgeldes ein neues Beamtenverhältnis 
oder ein privatrechtliches Arbeitsverhältnis im 
öffentlichen Dienst oder ein Dienstverhältnis als 
Berufssoldat oder als Soldat auf Zeit oder als be­
rufsmäßiger Angehöriger oder als Angehöriger 
auf Zeit des Zivilschutzkorps begründet, so wird 
für dessen Dauer die Zahlung des Übergangsgel­
des unterbrochen. 

4. Art. 208 Abs. 5 

(5) Für Beamte, die bei Inkrafttreten dieses Ge­
setzes im Amt waren, berechnen sich die ruhege­
haltfähige Dienstzeit und der Ruhegehaltsatz 
nach bisherigem Recht, sofern dies für den Be­
amten günstiger ist; Dienstzeiten mit einer Ermä­
ßigung der regelmäßigen Arbeitszeit sind jedoch 
nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Ver­
hältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeits­
zeit entspricht; das Ruhegehalt beträgt höchstens 
75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 

5. Art. 209 

(1) lTritt ein Beamter wegen Dienstunfähigkeit 
infolge eines Unfalls (Art. 148), den er aus Anlaß 
des ersten oder zweiten Weltkriegs in Ausübung 

§ 89 Abs. 1 

(1) Bei Entlassungen innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes finden die bisherigen 
Vorschriften über das Übergangsgeld Anwendung, 
wenn es für den Entlassenen günstiger ist. 

§ 78 Abs. 1 

(1) Landesrechtliche Vorschriften, nach denen die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit und der Hundertsatz 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach den vor 
Inkrafttreten des nach Kapitel I des Beamten­
rechtsrahmengesetzes ergangenen Landesbeam­
tengesetzes geltenden Vorschriften zu berechnen 
sind, wenn dies für den Beamten günstiger ist, gel­
ten weiter. 

§ 82 Abs.1 

(1) Die §§ 181a, 181b des Bundesbeamtengesetzes 
und die nach den §§ 92a, 92b des Beamtenrechtsrah­
mengesetzes erlassenen landesrechtlichen . Vor-
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militärischen oder militärähnlichen Dienstes 
(§§ 2, 3 und 4 des Bundesversorgungsgesetzes) 
oder in Ausübung oder infolge des Dienstes als 
Beamter erlitten hat, in den Ruhestand oder 
stirbt er an den Folgen eines solchen Unfalls, so 
wird Versorgung nach den allgemeinen Vor­
schriften mit der Maßgabe gewährt, daß sich der 
Hundertsatz des Ruhegehalts um 20 v. H. bis zum 
Höchstsatz von 75 v. H. erhöht; der Hundertsatz 
des Mindestruhegehalts beträgt 75 v. H. 2Eine 
Kriegsgefangenschaft gilt als militärischer oder 
militär ähnlicher Dienst. 

(2) Als Unfall im Sinn dieser Bestimmung gel­
ten auch alle nach dem Bundesversorgungsgesetz 
anerkannten gesundheitlichen Schädigungen 
und Kriegsleiden, die sich ein Beamter aus Anlaß 
des ersten oder zweiten Weltkriegs in Ausübung 
militärischen oder militärähnlichen Dienstes 
(§§ 2, 3 und 4 des Bundesversorgungsgesetzes) zu­
gezogen hat. 

(3) lIst der verletzte Beamte oder Ruhestands­
beamte (Absatz 1) an den Folgen des Unfalls ver­
storben, so sind Hinterbliebene auch die elternlo­
sen Enkel und die Verwandten der aufsteigenden 
Linie, deren Unterhalt zur Zeit des Unfalls ganz 
oder überwiegend durch den Verstorbenen be­
stritten wurde. 2Die elternlosen Enkel stehen 
hierbei den leiblichen Kindern des Verstorbenen 
gleich. 3Den Verwandten der aufsteigenden Linie 
ist für die Dauer der Bedürftigkeit ein Unter­
haltsbeitrag von zusammen 30 v. H. des Ruhege­
halts nach Absatz 1 zu gewähren. 4Art. 158 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(4) Die Art. 161, 165 und 212 Abs. 2 gelten 
sinngemäß. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 können entsprechend 
auch auf einen Beamten angewendet werden, der 
aus Anlaß des ersten oder zweiten Weltkriegs' in 
ursächlichem Zusammenhang mit Kriegsereig­
nissen wegen des Beamtendienstes in Gewahr­
sam einer ausländischen Macht geraten ist und 
sich im Fall des zweiten Weltkriegs außerhalb des 
Geltungsbereichs des Beamtenrechtsrahmenge­
setzes in Gewahrsam befunden hat. 

(6) lDienstuhfallfürsorgeansprüche bleiben 
unberührt. 2Der Versorgungsberechtigte kann je­
doch erklären, daß er statt Dienstunfallversor­
gung Leistungen nach dieser Bestimmung bezie­
hen wolle; die Erklärung wirkt vom Ersten des 
Monats, in dem sie' abgegeben wurde, sie ist unwi­
derruflich und gilt auch für eine spätere Hinter­
bliebenenversorgung; mehrere Versorgungsbe­
rechtigte können die Erklärung nur gemein­
schaftlich und einheitlich abgeben. 

schriften gelten mit folgenden Maßgaben als Bun­
desrecht weiter: 

1. Für die Berechnung des Ruhegehaltes eines vor 
Vollendung des fünfundfünfzigsten Lebensjahres 
in den Ruhestand getretenen Beamten wird der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit nur die Hälfte der 
Zurechnungszeit nach § 13 Abs. 1 hinzugerechnet; 
§ 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 

2. Der Ruhegehaltssatz (§ 14 Abs. 1) erhöht sich um 
zwanzig vom Hundert bis zum Höchstsatz von 
fünfundsiebzig vom Hundert. 

3. Der Hundertsatz des Mindestruhegehaltes be­
trägt fünfundsiebzig vom Hundert. 
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